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m. s- Devtiw den is. Seht-»am- 1936 170 Zahl-gnug

Der Kampf um den Boden
Die imwergangenen Iahre erfolgte organisatorische .

Umwandlung des politischen Weswerbandes (Abänderung
der Statuten, Verlegung des hauptsitzes von Posen nach
Warschau, Stärkung des Regierungseinflusses u.s.f.) hat«
auf die grundsätzlich deutschfeindliche Tendenz dieser aus-’
g«esprochenenKampforganisation keinen merkbaren Ein-

fluß gehabt. Das hat die neue Aktivität, die der West-
verband in letzter Zeit wieder entfaltet, zur Genüge be-

wiesen. Stimmungsmäßig vorbereitet wurde diese Aktivität
durchdie auch vonder p"olnischenRegierungs-
presse geförderte Verunglimpfung der

,Volkstumspolitik des nationalsozialistischen
Deutschlands. Das Schwergewicht der Agitation ist
diesmal gegen den deutschen landwirtschaft-
lichen Besitzstand in den poliiischen West-
g e b i e te n gerichtet. Auf polnischer Seite vertritt man die

Ansicht, daß sich immer noch ein unverhältnismäßig große-r
Teil des Grund und Bodens nicht nur in Pommerellen und

Posen, sondern auch in Ostoberschlesien in deutschen händen
befinde. Der Westverband hat durch die Veröffentlichung
unkontrollierbarer Zahlen dafür gesorgt, daß sich in der·
polnischen Oeffentlichkeit die Meinung verbreitet, daß es

den Deutschen in Posen und Pommserellen während der

letzten Jahre gelungen sei, ihren landwirtschaftlichen Besitz-
stand nicht nur zu behaupten, sondern durch systematische
Aufkäufe sogar . zu vermehren. Daß es die· amtlichen

polnischen Stellen abgelehnt haben, die von einem gewissen
Dworzaczek zunächst im»»l(urjer Poznanski« vieröffentlichteng
dann aber auch u. a.’von der »Gazeta· Polska« übernom-
menen Zahl-en als richtig anzuerkennen, spielt für den

Westverband keine Rolle. Der Zweck heiligt die Mittel.
Der Zweck ist die

lichen Existenzgrundlage des Deutschtums
indenangeblichbedrohtenGebieten. .

Bezeichnend sind in dieser hinsicht die Entschließungen,
die auf den Generalversammlungender pom-.
merellischen und schlesischen Bezirke des

polnischen Weftverbandes am 19. bzw. 26. Ia-
nuar angenommen wurden. In der einen dieser Ent-

schließungenheißt es z. B.: »Die Hauptversammlung stellt
fest, daß der wirtschaftliche Besitzstand des

deutschen Elementes in Pommerellen im

Vergleich mit der zahlenmäßigenStärke dieses Elementes

allzu groß und eine ausdrückliche Benach-
teiligung der polnischen Bevölkerung ist.
Ihr Besitzstand an Grund und Boden, sowie in Industrie
und handel . . . zeugt geradezu von ein-er Privilegierung
der deutschen Minderheit.« In der anderen, aus der Katto-

witzer Tagung gefaßten Entschließung finden sich u. a;

folgende bezeichnend-e Sätze:" »Unter Berücksichtigung des
erdrückenden Uebergewichts des deutschen Besitzstandes in
der Landwirtschaft sowie unter Berücksichtigung der be-

sonderen Bedeutung, die der Landbesitz für die Erhaltung
der Interessen des polnischen Staates besitzt, wendet-sich die
Tagung -an die Behörden mit der Bitte um Parzelk
lierung des Großgrundbesitzes und um

Uebergabe des. par-ze"lliert-en
·

Landes« an

Zerschlagung der wirtschaft-,

p olnisch e Sied.ler.« Dann heißt es weiter: »Indem
die Tagung mit Befriedigung die beträchtlichen Fortschritte
in der Polonisierung der oberschlesischen Industrieverwal-
tun-g hervorhebt, stellt sie fest, daß die völlige Sicherstellung
der wirtschaftlichen Interessen des Staates auf dem Gebiete
der schlesischen Großindustrie nur möglich ist durch die

Nationalisierung des Kapitals, sowie dadurch,
daß auf die leitenden Posten der Industrie-
verwaltungen nur Leute berufen werden«
die mit der Idee der politischen und wirt-

schaftlichen Entwicklung des polnischen
Staates verbunden sind.«

Aus diesen Entschließungen geht deutlich hervor. daß
die Besitz- und Lebensrechte der deutschen
V o l k s g r up p e in Polen nach der Auffassung des pol-
nischen Westverbandes Dinge sindj die sich mit de r

polnischen Staatsraison nicht vereinbaren

lassen. Es wird der verstärkte Einsatz staatlicher Macht-
mittel gegen die. deutsche Volksgruppe gefordert. Den

Deutschen wird das Recht a-bgesprochen, leitende Posten in
der oberschlesischen Industrie zu bekleiden oder als Siedler
an der Verteilung des zu parzellierenden deutschen Grund-
befitzes beteiligt zu werden. Das Vorhandensein eines noch
verhältnismäßig gesunden deutschen landwirtschaftlichen
Besitzes, eines tüchtigen deutschen Genossenschaftswesens,
einer deutschen Beteiligung am gewerblichen Leben, einer

Mitwirkung deutschen Kapitals an der ostoberschlesischen
Schwerindustrie wird vom Westverband als eine ,,Privile-
gierung« der« deutschen Volksgruppe, als eine ,,Benach-
teiligung« des polnischen Volksteiles und als eine »Gefahr«
für die Sicherheit des polnischen Staates bezeichnet. Da s

ist eine Auffassung. die logischerweise in
die Forderung nach einer gewaltsamenAus-
rottung des Deutschtums einmündet, und in
deren Nachbarschaft sich das wehleidige Klagen über die

angebliche »Unterdrückung«der Polen in Deutschland durch
das Erbhof-, das Staatsbürger- und das Arbeitsdienstgesetz
recht abgeschmackt ausnimmt.

Die Frage, wie sich diepolnischenRegierungN
stelle n zu einem Verbande verhalten, der derartige
Forderungen erhebt, ist auf den Tagungen des West-
verbandes mit hinreichender Klarheit beantwortet worden.

Auf der Tagung in Kattowitz wurde u. a· auch folgend-e
Entschließunggefaßt: »Die Tagung betont mit Anerkennung
die besonderen Verdienste des langjährigen Machthgbers
des schlesischenLandes, des herrn Wofewoden Dr. Michael
G r a z I) n s k i , hinsichtlich der Stärkung der Grundlagen
aller Gebiete des polnischien Lebens in Schlesien. S l e

dankt für die dein polnischen Westverband
erwiesene Unterstützung und wendet slch
gleichzeitig-an sein Ehrenmitglied (Grazy11skl)
mit der Bitte umweitere UnterstutzU»Ug Und

hilfe.« Graznnski selber hob auf der Tagung einem Be-
richt der »Pols«ka Zachodnia« vom 27. Januar zufolge, in

einer Ansprache die besonderen Verdienste des. West-
verbandes hervor, dessen Tätigkeit er als »nutzlcch Und

weiterhin notwendig« hinstellte.
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Daß Grazyuski dort,· wo- es sich uin die Vermehrung
des Deutschtums handelt, nicht bloß große Worte zu machen
versteht, ist zur Genüge bekannt« Zehntausendekverniche
teter deutscher Existenzen sind das Ergebnis seiner zehn-
jährigen Amtstätigkeit, Aber nicht nur in der Industrie
wurden die Lebensgrundlagen des oiberschslesischenDeutsch-
tums durch die-haßpolitik dieses ehrenwerten Mannes und

seiner Anhänger in den Reihen des Westverbsandesvund

des Aufständischenverbandesaufs schwerste erfchuttert,
sondern auch in den landwirtschaftlichen Besitzstand des

dortigen Deutschtunis sind während der letzten Fahre be-

reits scharfe Einbriiche erfolgt. Das wird meist ubersehen.
Es sind, wie aus einem Bericht der im Jahre 1928 ge-
gründeten Siedlungsgesellschaft »slsazal(« hervorgeht, in

der Wojewodschaft Schlesien von dieser Gesell-
schaft Und dem Okregowy Urzad Ziemski bisher über

20 000 hektar an mehr als 9500 S·iedler,
davon im oberschlesischenTeil der Wojewodschoft uber 9900

hektar an mehr als 4800 Siedler aufgeteilt worden.

Zumweitaus größten Teil hat es sich dabei um deutsches
Besitztum gehandelt, das durch die Aufteilung in die-handle
politischer Siedler gelangt ist.- An sich ist der deutsche land-
wirtschaftlicher Besitz im oberschlesischen Teil der Wojewod-
schaft vorerst, noch durch das Genfer Ab komm en vor

sdser Liquidierung und zwangsweisen Aufteilung geschützt.
Mit dem Ablauf des Abkommens im kommenden Jahr
aber ist auch in diesem Teil Polens mit einem großangeleg-
ten Angrifs auf den deutschenlandwirtschaftlichen Besitz-
stand zu rechnen, —. wenn es nicht etwa gelingt, zu einer
neuen Vereinbarung auf diesem Gebiet zu gelang-en. Jn

Posen und Pommerellen ist der deutsch-e landwirt-

schaftliche Besitz dem polnischen Zugriff von jeher schutzlos
preisgegeben gewesen. Denn· die fragwiirdige Aktivität des

Völker-bundes, der mehrfach gegen die antideutschen Ten-

dsenzen der polnischen Agrarreform vorzugehen versuchte,
kann man schwerlich als ein -·

geeignetes Schutzmittel be-

zeichnen.
"

s Die polnische Regierung scheint sich die Beuteparole
des Westoerbandes zu eigen zu- machen; Darauf deutet

der Parzellierungsplan hin, den der Ministerrat
kürzlich fii r das Jah r 1 9»3,7aufgestellt hat. Wieder

werden,- wie ins-früherenJahren,"die ehemals reichsdeutschen
Gebiete von der Agrarrefvrm am stärksten betroffen. Aus

Privsatbesitz sollen in der Wojewodschaft P o s en 20 000

hektar und in P omm er ellen 12 000 hektar aufgeteilt
werden.- In den anderen Wojewodschaften sind zumeist
erheblich geringere Privatflächen zur Aufteilung vorgesehen,
und zwar: Lublin 11 500"11a, Warsch-au 11 000 lia, Tarnopol
und Wolhynien je 8000 ha, Wilna, Nowogrodek und Lemberg
je .7000k1-xi, Kielce 6000 ha, Bialystok 5000 lia, Polesien
4000 lia, Kraksau 2500 lia und Sitanislau 2000 lia.

Die besonders starke heranziehung Posens und Pomme-
rellens, wo die Aufteilungsziffern dieses Mal höher sind
als in den bisherigen .Jahr.en," läßt. es von vornherein
als sicher erscheinen, daß hier z u e i n e m n e u e n Be u te-

zug gegen den deutschen landwirtschaft-
lichen Besitz gerüstet wird;

Wenn es den Deutschen der Westgebiete bisher noch
gelungen ist, sich inmitten des allgemeinen wirtschaftlichen
Ver-falls auf einem Teil ihres alten Besitzes zu halten, so

ist das ein glänzender Beweis fiir die Wurzelfestigkeit, die

heimatverbundenheit fund
» die· wirtschaftliche Tüchtigkeit

dieser Deutschen. Gerade das aber bringt die patrivtischen
Gemüter gewisser polnischer Kreise in Wallung. Die Ein-

sicht, daß es ihnen unmöglich ist, dieDeutschen im freien
Wettstreit der Kräfte aus ihrem angestammten

«

Besitz zu
verdrängen, veranlaßt sie, ihre Zuflucht zu gesetzlichenoder

auch ungesetzlichenZwangsmitteln zu nehmenund nach dem

Einsatz staatlicher Machtmittel zu rufen. Der Kampf um

den Boden hat in den ehemals reichsdeutschen Gebiet-en von

neuem begonnen. Als RufersinisStreit tritt wie schon so
oft-wieder der Westverband auf den Plan. Er konzentriert
seine Kräfte in diesem neuen Abschnitt des Kampfes auf
Ostosberfchlesienund Pommerellen. Er entfacht die öffentliche
Meinung zum Kampf gegen das. Deutschtum dieser Gebiete,
indem er gegen dieses den Vorwurf der Jllvyalität gegen-
über dem- polnischzenStaate erhebt, falsche und entstellende
Berichte über die Lage der Polen in Deutschland verbreitet
und von einer Gefährdung der- polnischen Staatlichkeit
spricht-« Es bleibt- ein Rätsel, wie man eine derartige
haltung mit einer normale-n .Weiterentwicklung der deutsch-
polnischen Beziehung-en vereinbaren will.

"

zåfeszurievkaznanfkitletwas verrückt
Die geistig um den endekischen ,,-Kiirjer Poznanskj« Armee ist, fordern wir eine weist stärkere-Berück-

gruppierten Posener Studentenverbindungen
veranstalteten am 9. Februarv in der Repräsentationshalle
der Posener Messe eine »Meeresfeier«. Der Anlaß
hierzu war die 16· Wiederkehr des Tages, an dem Polen,
ohne daß die Bevölkerung des betreffenden Gebietes nach
ihrer Meinung gefragt worden wäre, den Z u g a n g zu m

Meer erlangte, sowie die 10. Wiederkehr des Tages, an

dem Gdingen zur Stadterhoben —-wurde. Bei

dieser Gelegenheit wurde folgende Entschließung an-

genommen:
"

s »Die zursMeeresfeierin Posen am 9. Februar Ver-

sammelten stellen fest, daß die Politik unseres Staates

unseren Brüdern in den uralten polnischen
Ge biete n, im Stettiner Pommerellen (gemeint ist
Pommern), in Ostpreußen und Schlesien, helfen muß. Wir

senden unseren Brüdern den- Ausdruck unserer hoffnung
und fordern sie zum weiteren Aushalten auf. Wir stellen
fest, daß unsere Rechte in Danzig, die uns durch
Verträge zugesichert sind, weder auf wirtschaftlichem noch
auf politischemGebiet genügend ausgenutzt und geschützt
sind. Wir fordern also, daß Danzig zur Achtung der pol-
nischenRechte gezwungen wird. Wir fordern die gesamte
Bevolkerung in Danzig zueiner engeren Verbin-

dung mit dem politischen Volke auf, smit einem
Volke, das über das Lssvsfdies-er Bevölkerung
wa ch t, die auf einem Postens «steht,"d?"er"d ur ch Deutsch-
land bedroht ist. Wir fordern Nationalisie-
rung des Wirtschaftslebens unseressKüstem
gebietes und vor allem unseres hafens Gdingen, da
eine jiidische und deutsch-e Expansion dort die Lebens-
interessen unseres Volkes bedroht. In der Ueberzeugung,.
daß die einzige Sicherung unseres Lebens als Volk unsere

sichtigung der heeresbediirfnisse und be-

sonders der Kriegsmarine als bisher-. Eine starke
Flotte nämlich ist die beste Garantie unseres Zuganges zum
Meere. Wir fordern das gesamte Volk angesichts der Ge-

fahren, die uns von dem geriisteten Deutschland her drohen,
zum Opfet für die. Seerüstung aus«

«

"

,

Jn Deutschland hat man für Faschingsscherze Verständ-
nis. Doch hat man den Eindruck, daß solche Scherze auf
politischem Gebiet schlecht angebracht find. Zu den einzelnen
Punkten der Entschließung sei kurz folgendes bemerkt:
1. Von der brüderlichen Gesinnung-der Bewohner
Pommerns, Oftpreußens undSchlesiensscheinen sich die

herren um den ,,l(urjer Poznanslci« recht iibertriebene Vor-

stellungen zu machen. 2. Solange diese Herren nur von

ihren Re ch ten in Danzig sprechen und darüber ihre ver-

traglichen Pflichten dieser deutschen Stadt gegenüber
vergessen, kann man mit ihnen über das Danzig-er Problem
nicht diskutieren. .3. Danzig weiß aus feiner glanzvollen
und kampfreichen Geschichte, daß seine Bedrängnis stets um

fo größer war, je enger es sich mit dem polnischen Volke
verband. Das traurige Beispiel der Leitgeber
kann die Danziger Deutschen nicht reizen. 4. Von wem sich
das deutsche Danzig bedroht fühlt, das wird nicht
in Posen, sondern in. Danzig selber entschieden» 5. Ein der

Forderung nach Nationalisierung des Wirtschaftslebens fmit
staatlichen Zwangsmitteln) liegt das Eingestndnis einer
bemerkenswerten Unfähigkeit der privaten pol-
nisch en Initiative 6. Jn bezug auf den Ausbau der

polnischsen Kriegsmarine sind die herren um den ,,l(urier
Poziianski« über die V v r s ch l ä g e, die der polnischen Re-

gierung vonbestimmter Seite gemacht worden sind, anschei-
nend nicht orientiert. Das ist auch nicht nötig-



Die Teschener Dreivöfåierecke
Ein bemerkenswertes Buch

Im Zusammenhang mit dem polnisch-·tschechi-
schen Streit um die Behandlung der im Gebiet von

Tschechisch-Teschenund Mährisch-Ostrau ansässigen Polen
bat sich auch die deutsche Oeffentlichkeit im vergangenen
Jahre mehrfach mit der T e s ch e n e r F r a g e befaßt. Man
kann nicht behaupten, daß die Kommentare, die gelegentlich
zu den jeweiligen Tagesereignissen gebracht wurden, immer
von besonderer Sachkenntnis zeugten. Das ist bis zu einem

gewissen Grade verständlich. Denn ein Teschener Problem
bat es für die Deutschen, die vor dem Kriege hinter den ge«-»
sichertenReichsgrenzenwohnten, eigentlich niemals gegeben;
und in den Jahren unmittelbar nach dem Kriege, als das

Teschener Gebiet zueinem Brandherd Europas aufflammte,
war man im Reiche viel zu sehr-mit den Sorgen innerhalb der

eigenen Grenzen beschäftigt, um in dem Land, das sich
zwischen der alten Reichsgrenze und den Beskiden, zwischen
der Ostrawica und der Biala«erstre«ckt,ein interessierendes
Streitproblem oder gar eine deutsche Ehance zu seh-en.Dazu
kam, daß es über diese Frage weder im deutschen, noch im-
ausländischenpolitischen Schrifttum eine wirklich brauchbar-e
Darstellung gab. Dieser Mangel ist jetzt durch ein umfang-
reiches ·Werk von Kurt Witt »Die Teschener
Fra ge« behoben. (Volk und Reich Verlag, Berlin 1936.)

Das Teschener Land vor dem Kriege
·

Die Teschener Frage hat als Problem der europäischen
Politik eine volkspolitische und wirtschafts-
und verkehrspolitische Seite. Jm folgenden
seien in Anlehnung an das Buch von Kurt Witt die volks-

politischen Tatsachen des Teschener Landes, des alten her-
zogtums iTeschen oder Ostschlesiens, wie es als ehemals
österreichischesVerwaltungsgebiet genannt wurde, skizziert
Jn Ostschlesien wurden bei der österreichischen
Volkszählung von 1910, dser letzten Zählung vor

dem Krieg-e, etwa 435 000 Einwohner gezählt. Sie verteilten

sich in den vier Gerichtsbezirken, in die das Verwaltungs-
gsebiet damals eingeteilt war, auf die einzelnen Nationali-
täten wie folgt:

Gerichts-bez.
. ,

Polen Tschechen Deutsch-e

Vielitz 66148—««
«

.799 32 775
"«

Friedek 15 093 80 491 '11 944

Freistadt 75 462 28 103 15 159

Teschen 77 147 6 204 17 045

Oftschlsesien 233 850 115 597 76 923

hinzu kamen noch 7854 Staatsfremde und 297 An-

gehörige anderer Nationalitäten. Demnach handelte es sichbei
dem damaligen Verwaltungsgebiet Ostschlesien um e i n

ausgesprochenes Dre·iv"ölkergebiet, in dem
die bei der Volkszählung »als »Polen« Bezeichneten etwa
54 v..f)., die Tschechen etwa 27 v. h. und die Deutschen etwa
18 v. h. der Gesamt-bevölkerungausmachten. Es muß jedoch
aleich hinzugefügt werden, daß es sich bei den als »Pol-en«
Bezeichneten in der Hauptsache um Slonzaken handelt,
also um eine Bevölkerungsschicht, die, dank ihrer
geschichtlichen Entwicklung in ständiger und enger Fühlung
mit dem bodenständigen Deutschtum, v o n e in e m d u rch -

aus eigenen Stammesbewußtsein erfüllt
ist, und in.der sich gerade in den letzten beiden Vorkriegs-
jahrzehnten eine große Bereitschsaft zur völligen Einordnung..-
in den deutschen Kulturkreis feststellen ließ. Leider brachte
msasn dieser deutschfreuiidlicken Tendenz der Slonzaken weder
im Teschener Deutschtum selbst, noch in Wien, wo in den

maßgebenden Aemtern das Polentum Trumpf war, das

notwendige Verständnis entgegen. Die geschichtliche
Gemeinschaft im schlesischen Raum, die erst
durch die Kriege Friedrichs des Großen gebrochen wurde,
dise sprachliche Sonderstelslung und die be-

achtliche Kulturhöhe des Landes trennten die

Slonzaken von den benachbarten galizischen Polen.
Doch machte sich bereits längere Zeit vor dem Kriege-

öhnlich wie in Oberschlesien. auch im Teschener Lande ein e

nationalpolnische Bewegung bemerkbar. Sie

wurde wie dort in der hauptsache v o n la nd fr e m d e n

Elementen—getragen, die, im Zusammenhang mit
der raschen Jndustrialisierung,- von Galizien her vor allem
die Bezirke Freistadt, Schlesisch-.Ostrauvund Oderberg (wie
lauchden westlich anschließendenMährisch-Ostrauer Bezirk)
uberschwemsmten und, als ein sozial und kulturell
tiefstehendes Element, dem Einfluß radikal-er
politischer Jdeen besonders leicht zugänglich waren. Auch
das T s ch e ch e n t um des TeschsenerLandes erhielt in dieser
Zeit Zuzug aus seinen Stammgebieten in Böhmen und
Mähren. Doch handelte es sich hierbei vielfach-um Beamte
und sonstige Angehörige der Intelligenz Nach der Um-

gangssprache verteilten sich die Polen-Slonzaken und die

Tschechen vor dem-Kriege etwa folgendermaßen: DieBezirke
Bielitz und Teschen sowie die östliche hälfte des Bezirks
Freistadt waren eindeutig-polnisch-slonzakisch; der größte
Teil des Bezirkes Friedek und einig-e wiestlicheRandgemein-
den des Bezirks Teschen waren ebenso einsdeutig tschechisch:
die besonders industriereiche Nsordwestecke
Ostschlesiens dagegen war ebenfo wie der-westlich an-

schließendeBezirk -Mährisch-Qstrau e i n G e b i e t , in d e m

sich die beiden Volksgruppen unentwirr-
bar v e r z a h n te n. Als dritter Bevölkerungsteil kam
noch das De utschtum hinzu; es saß und sitzt noch heute
besonders in den Städten des Landes und
deren Umgebung: Bielitz, Skotschau, Teschen, Friedek, Frei-
stadt, Oderberg, Oderfurt, Witkowitz, Mährisch-Ostrau usw.
(Bielitz ist noch heute die einzig-e Stadt Polens, die eine

deutsche Mehrheit aufweisen kann).
"

Volsksabstimmung oder nichts-«
Aus der nationalen Zusammensetzung des Landes ergibt

sich, daß die Polen ihren Anspruch auf das
T e s ch e n e r L a n d , als mit dem Zusammenbruch habs-
burgs die Frage der staatlichen Zuteilung des Landes akut

wurde, von der Volkstumsfeite her zu be-

g r ü n d e n— v e r s u ch te n , wobei sie· sich natürlich sehr
hüteten, die stammliche Besonderheit des bodenständigen
slonzakischen Elementes anzuerkennen. D i e Tf che ch e n

konnten allenfalls in bezug auf das westliche Viertel des
Landes mit dem völkiichen Argument operieren; sie zogen
es daher vor, ihre Zuflucht zzu jenen merkwürdigen hist o -

r i s ch e n »A r g u me n te n« zu nehmen, die aus dem

tschechischen Kampf um die fudetendeutschen Gebiete hin-
reichend bekannt sind. Der erbitterte Streit, der nach dem

Krieg-e zwischen Polen und der Tschechei um den Besitz des

Teschener Lan-des geführt wurde, wird von Kurt Witt in

seinem Buche in allen seinen dramatischen Einzelheiten be-

schrieben. Nur einige Episoden, die für das völkischeGesicht
dieses Landes bezeichnend sind, seien erwähnt: End-e Sep-
tember 1919 beschloßder O b e r ste R at in Paris, in dem

strittigen .Gebiet eine informatorische Volks-
a b st i m m u n g durchzuführen. Die Polen hatten einen

dahingehenden Antrag gestellt. Aber ihnen war, als der Rat

dann in ihrem Sinne entschieden hatte, durchaus nicht wohl
zumute. Es lag ihnen trotz der schönen statistischen
Zahlen, die für sie zu sprechen schienen, g ar n ich ts«
daran, die Probe aufs Exempel zu machen.
Sie hatten den Antrag auf Volksabstimmung in Wirklichkeit
nur gestellt, um Zeit zu gewinnen. Jetzt, wo es mit

der Abgabe eines nationalen Bekenntnisses ernst zu werden
versprach, zeigte es sich, wie wenig innere Verbundenheit
zwischen den Slonzaken und den Polen bestand·

·
»

Die Slonzaken begaben sich nämlich In

eine ausgesprochene Abwehrstellung gkgen
die Polen. Die von der Rada Narodowa organisierten
Mord-banden, die sich in der hauptsache aus der zugewander-
ten galizischen Arbeiterschaft rekrutierten, taten das Ihre-
um »denSlonzaken einen Vorgeschmack der polnifc12«·2nStaat-

lichkeit zu geben, in die sie eingefügt werden.so,llten.Es«war

unter diesen Umständen kein Wunder, daß sich auf polnischser
lllllllllllllllllllltlllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllillllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll-llllllllllllllllllllllllilllll
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Seite immer mehr Stimmen sachkundiger Männer erhoben,
die dazu rieten, es zu. keiner Volksabstimmung kommen zu.

lass-en. Am 13. April 1920 schrieb der Beauftragte des

Warschauer Außenministeriums in Teschen, Dr. G.ün the r,

an seine Regierung: »Wenn das Plebiszit stattj
finden sollte, werden wir alles verlieren.«

Der ehemalige polnische Staatsbeauftragte in Teschen, Z a-

m o r s k i , sprach am 1"9. April 1920 in Lemsberg in einer

öffentlichen Versammlung davon, daß e in e V o l k s -

asbstimmung für Polen ,,eine Niederlage
von unberechenbaren Folgen« sein werde. Einem

Bericht der Kattowitzer ,,Gazeta Robotnsiea«vom 27zMai
1920 zufolge bekannte der damalige polnische Außenmmister
Patek im Sejm, daß er eine Volksabstsmmung
in Teschen vom polnischen Standpunkt aus

nicht mehr für durchführbar halte. Und tm Juni

desselben Jahres trat derselbe Minister vor dem Botschafter-
rat ganz entschieden dem Gedanken einer

Bolksabstimmung entgegen. Es ist dann bekannt-

lich auch zu keiner Abstimmung gekommen. Jm Teschener
Land herrschte der T e rr o r. Plünderungen, Ueberfalle,
Morde waren an der Tagesordnung. Die interalliierten

Truppen, die das Land besetzt hatten, waren nicht mehr
imstande, für die Aufrechterhaltung des Friedens zu Iorgenjsie-hatten Mühe, hinter Stacheldraht und Ma chinen-
gewehren ihr eigenes Leben zu sichern. Am 28. Juli-
1920, während Polen in sein Kriegsabenteuer mit den

Bolschewiken verwickeltwar, wurde das Land durch
einen Spruch der Botschafterkonferenz
unterdiebeisdenPartnergeteilt.

Nationale Verschiebungen in Tschechisch-Tesrhen
Die Teilung hatte unmittelbar e r h e b l i ch e V e r -

schiebungen in der nationalen Zusammen-
setzung der Bevölkerung aus beiden Seiten der
neuen Grenze zur Folge, Zahllose Angehörige und Sym-
pathisierende der beiden Parteien flohen aus Furcht vor der

Rache des Gegners über die Grenze, um Zuflucht im

anderen Teil ihres zerrissenen Heimatlandes zu suchen.
Der kulturelle Zusammenhalt mit den

bodenständigen Deutschen, den die Slon-

aken gepflegt hatten, wurde zerrissen. Die

slonzakischezheimatbewegung verlor . ihre Führer-. Diese
mußten entweder-das "Lan-d·ve,rlassen,oder sie gingen ins

tschechischeLa er. So war die Masse des Slonzakentums
schutzlos den inwirkungen und dem Druck der Völker aus-

gesetzt, deren Staaten sie zugeteilt worden war. Ein übriges
taten dann die bekannten östlichen Zählungss
m e t h o d e n , um das statistischeBild der Nationalitäten-

verhältnisse in den beiden hälsten des Teschener Landes zu
korrigieren. Die Verschiebungen, die .au-f diese Weise im

Zahlenbild eintraten, gehen aus nachstehender Aufstellung

gewor.Jn dem der Tschechei zugessprochsenen
eil des TeschenerLandes gab es

Tschechen — Polen Deutsche
1910 114 800 145 700 44 100

·

1921 177 600 69 300 23000

Jn diesen Angaben sind die S t aat sfr em d e n nicht ent-

halten« Deren Zahl ist für das Jahr 1921 sehr beträchtlich:
36 878. Unter diesen als staatsfremd gekennzeichneten Per-
sonen befanden sich 17 645 Polen und 3367
D e u t s ch e. Aber auch wen-n man diese Zahlen zu denen der

obigen Tabelle hinzuzählt, ergibt sich e i n g a n z e r h e b -

liches Ansteigen der in der Statistik als

,,Tschechen« angeführten Personen auf
Kosten derDeutschen und Polen.Rechnet man die

deutschenund polnischen Staatsangehörigen den entsprechen-
den Nationalitäten hinzu, so hat es nach der tschechischen
Statistik im Jahre 1921 in Tschechisrh-Teschen
etwa 26 400 Deutsche und etwa 86 900 Polen
gjeg e b"en. Diese letzteren verteilte-n sich auf die einzelnen

«

Gerichtsbezirkewie folgt: - - s« s-

Schlesisch-Ostrau 7 4 100 Friedek 700

Oderberg 8 000 Teschen 18 000

Freistadt 36 500 Jablunkan 19 500

Zu diesen Polen des Teschener Gebietes sind noch diejenigen
des benachbarten Bezirke-s M ä h r i s ch - D st r a u hinzu-
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zuzählen. Unter den 362 000ortsanwesenden tschechoslowas
kischen Staatsangehörigen sind dort im Jahre 1921 nur

1595 als Polen ausgewiesen worden; außerdem
hat es unter den fremden Staatsangehöri-
gen aber noch etwa 8500 Polen gegeben. Da es

außerhalb des Teschener Land-es und des Bezirkes Mährisch-
Ostrau in der Tschechei kein-e nennenswerte Zahl von Polen
gibt (nur in den Bezirken Zips unsd Arva gibt es noch
einige tausend), hat nach Maßgabe der tschechischsenVolks-

zählung von 1921 das Polentum in der Tschechei
in s g e s a mt rund 100 000 S e e l e n gezählt. Das bedeutet

gegenüber 1910 einen Rückgang um ein reichlich-esDrittel. Jn
den inzwischen verflossenen anderthalb Jahrzehnten sind
zweifellos noch weitere bedeutsame Verschiebungen zugun-
sten des Tschechentums auf Kosten des Deutschtums unsd vor

allem des Polentums eingetreten. Neuere aufbereitete
Zahlenangaben liegen hierüber nicht vor.

Veränderungen in Polnisch-Teschen
Auch in dem polnisch gewordenen Teil des

T e s ch e n e r L a n d e s hat sich nach der Teilung manches
geändert. Der zahlenmäßig gewinnende Partner ist hier
natürlich das Polentum gewesen. T s ch e ch e n h at e s

östlich der Olsa, die heute die Grenze bildet, niemals
in größeren Mengen gegeben. 1910 sind es nur

knapp 1000 gewesen. Sie haben das Land nach der Teilungs
naher restlos verlassen. Ein tschechischesElement ist hier
also nicht mehr vorhandsen.«Die

’

relative Stärkung «des"
Polentums ist demnach, soweit sie nicht auf die recht beträcht-
liche Zuwanderung aus Galizien und Kon-

greßpolen zurückgeht, auf Kolsten
des Deutsch-

tums und des mit diesem ympathisierens
d e n S l o n z a k e n tu m s erfolgt. Die polnische Nationali-

tätenstatistik von 1921 und die Muttersprachenstatistik von

1931 weisen folgende Entwicklung aus:
Bezirk Polen Andere

.

—

1921 1931 1921 1931

Bielitz Stadt 4 600 9 800 34 000 25 500

Bielitz Land 40 400 53 200 11 200 9 600

Teschen 65 600 78 200 7 500 3 200

PoluisckxTeschen 110 600 141 200 34 ooo 25 500««

Bei den ,,And-eren« handelt es sich fast ausschließlichum

D entsche. Der deutsche Anteil, der vor dem Kriege noch
etwa ein Drittel derBevölkerung des später an Polen ge-.
kommenen Landesteiles ausgemacht hatte, ist nsach Ausweis
der polnischen Zählung von 1931 auf etwa ein Sechstel zu-

sammengeschrumpft. Doch sind die Angaben der polnischsen
Zählung (ebenso wie der tschechischen) zweifellos zu niedrig
gegriffen; immerhin ist zu bedenken, daß sich-heute das

iüdische Element sowohl diesseits wie jenseits der

Olsagrenze vom Deutschtum, mit dem es früher zusammen-
ging, losgemacht hat.

Die Slonzaken als entscheidender Faktor

,

Die völkischen Verhältnisse des Tesche-
n e r L a n d e s si n d auch nach der ,;Vereinigung«,die im

Anschluß an die Teilung erfolgte, n o ch la n g e nicht zu r

R u h e g e k o m m e n. Es wird, wenn von den volks-

politischen Fragen dieses Landes die Rede ist« sast stets nur

von der Angelegenheit der polnischen Volksgruppe in

Tschechisch-Teschengesprochen. Ueber dieser politisch im Vor-

dergrund stehenden Angelegenheit wird in der Regel ver-

gessen, daß das Teschener Land beiderseits der neuen Grenze
auch noch eine festgefügte deutsche Volks-

gruppe aufweist, die aus eine sieben Jahr-
hunderte alte glanzvolle Geschichte zurück-
b l i ck en ka n n. Und vergessen wird zumeist auch, daß es

dort einmal eine slonzakische Bewegung gegeben
hat, die, von der Masse der bodenständigen Bevölkerung
getragen, aus dem Wege zum Deutscbtum be-

gr· i s f en war, eine Bewegung, die heute wohl ihre Führe-r
verlorenhat und vor allem auf fpolnischer Seite scharf unter-
drückt wird, die aber durchaus noch-nicht tot«ist.-’"Die
välkische Zukunft des Teschener Landes wird davon ab-

hängen, ob es den Slonziaken, die neben den Deutschen die

eigentlich heimatberechtigten sind, gelingen wird, . ihre
Stammesart zu bewahren und sie gegebenenfalls politisch zu
aktivieren. vix Ic.



Schon im vergangen-en Jahre wurde von polnischer
Seite mehrfach Klage darüber geführt, daß das Deutsche
Reich mit seinen Zahlungen für den Transit-"
Verkehr durch den Korridor rückständigsei.v Auch
bei den Wirtschaftsverhandlungen des vorigen Jahres
wurde gelegentlich die Möglichkeit einer Auftauung der

eingesrorenen polnischen Forderungen aus dem deutschen
Transit von und nach Ostpreußen berührt. Es stellte sich
aber heraus, daß das Deutsche Reich mit Rücksichtauf seinen
Devisenbestand nicht in der Lage ist, die hohen Beträge, die

inzwischen auf etwa 60 M i llio n e n Z l o tr) auf-gelaufen
sind, zu überweisen. Gegenüber der böswilligen Bericht-
erstattung gewisser polnischer Blätter muß von vornherein
klargsestellt werden, daß hier nicht von einer Ver-

weigerung der Zahlung, sondern nur von

einer Schwierigkeit der Transferierung
die Rede sein kann. Das hat auch der polnische Außen-

-minister letzthin im Haushaltsausschuß des Senates aus-

drücklich betont.
«

·

Deutscherseits hat von jeher die Bereitschaft bestanden,
·die polnischen Forderungen aus dem Korridortransitverkehr
·sdurch-Ware"nliseferungen oder Dienstleistun-
jg e n zu begleichenv Aber polnischerseits hat man sich darauf
-·versteift, Bezahlung in Devisen zu fordern· Einer-

seits befürchtet man, eine vermehrte Einfuhr deutscher
Waren auf dem polnischen Markt nicht unterbringen zu
können; und andererseits braucht man das Geld, um die

Löcher und schadhaften Stellen im Staatssäckel zu stopfen-
Deutscherseits hat man für diese polnischen hinweise volles

Verständnis. Man hat sich dementsprechend bemüht, dem

polnischen Partnser die Lieferung solch-er Waren vor-

zuschlagen, die einerseits den polnischen Binnenmarkt nicht
belasten und andererseits ohnehin aus dem Ausland auf
Kredit eingeführt werden. Leider hat es die polnische Re-

gierung vorgezogen, auch von diesem Angebot keinen Ge-

brauch zu machen und die betreffenden Aufträge in andere

Länder zu geben. Mit der Bezahlung in Devisen aber wird
es auch weiterhin seine Schwierigkeit haben. Dr. Schacht
gibt nicht mehr, als er hat.

Auf die seist einiger Zeit erfolglos gesührten Verhand-
lungen glaubte ssmans polnischersseits durch die s- D r of s.ess-

lun g des deutsch en Transitverskehrs durch
d en K o rr i d o r einen Druck ausüben zu können. Nach-
dem bereits vorher einige Warschauer Sensationsblätter

das Gerücht verbreitet hatten, daß die deutsch-eDurchfuhr
;durch den Korridor v ö l l i g gesperrt werden würde,

,trat am 7. Februar 0.01 Uhr eine V e r o rd n u n g d e s

.«polnischen Verkehrpministers in "Kraft,- durch
·,die der Personen- und Güterverkehr
zwischen Ostpreußen und dem übrigen Reich
erheblich eingeschränkt wurde. Bis dahin ver-

kehrten auf den fünf ,,privilegierten« Durchgangsstrecken
täglich elf Schnellzug- und zwei Personenzugpaare. Auf
Grund der polnischen Verordnung kamen hiervon f ü n f
Schnellzugpaare und ein Personenzugpaar
in F o rt f a l l. Der Durchgangsverkehr auf der Strecke

Dt.-Eylau—-Brom-berg—Schn-eidemühl mußt-e völlig ein-

gestellt werden. Ferner wurde der Durchsgangsverkehr für
Sonder-, Bedarfs- und Ausflugszüge
gänzlich gesperrt. Auch im Güterverkehr traten

wesentliche Beschränkungen ein. Sie fallen mehr ins Gewicht
als die Einschränkungen des Personenverkehrs·

Deutscherseits wurden sofort Gegenmsaßnahmen in die

Wege geleitet. Für die Abwicklung des Personen-
verkehrs zwischen Ostpreußen und dem übrigen Reich wurde
der sonst im Winter aussetzende ,,Seedienst Ost-
preußen« herangezogen, der nicht nur den normalen

Reiseverkehr zu unterstützen, sondern auch den stoßweisen
Reiseandrang, Wie die Kraft-durch-Freude-Fahrten, zu be-

wältigen hat Der Güterverkehr mußte gleichfalls
auf den Seeweg umgelenkt werden. Ein aus-

reichender Schissfspark stand zur Verfügung. Um zu ver-

hindern, daß die durch die Beschränkung des Durchgang--
·verkehrs verursachte stärkere Inanspruchnahme der noch zur

Verfügung stehend-en Verkehrsmittel zu einer unerwünschten
Preissteigerung führt, wurde je d e T a r i f e r h ö h u n g
im Ostpreußenverkehr (oon bestimmten, genehmigungs-
pflichtigen Ausnahmen abgesehen) v e r b o t e n.

Beide Partner haben ein Interesse an einer möglichst
baldigen Vereinigung dieses Falles. Und beide Teile sind
davon überzeugt, daß der hier bestehen-de Meinungsgegen-
satz kein ernstliches Hindernis für den

weiteren Ausbau der Beziehungen bilden darf.
Auf polnischer Seite fällt es unangenehm auf, daß die Auf-
merksamkeit der deutschen Oeffentlichkeit plötzlich wieder auf
die Tatsache hingelenkt worden ist, daß Ostpreußen in keinem

territorialen Zusammenhang mit dem übrigen Reichskörper
steht, und daß auch das Ausland plötzlich wieder vom

Korridor spricht. Man darf hierzu wohl bemerken, daß nicht
die eingefrorenen 60 Millionen, sondern die Maßnahmen
des polnischen Verkehrsministers die seit e i n i g en

Jahren verstummten Diskussionen im Aus-
land wieder in Fluß gebracht-haben.

Da die Frage des deutschen Durchgangsverkehrs durch
«den Korridor nun schon einmal aufgerollt ist, ist die Gelegen-
, heit gegeben, gewisse Einzelfragen dieses Verkehrs zu« be-

- sprechen. Von deutscher Seite wird z. B» darauf hingewiesen,
daß die polnischen Du.rchgangstari--fe., die seit
1921 nicht mehr abgeändert worden sind, unv erhält-
nismäßig hoch« sind und billigerweise
herabgesetzt werden müssen. Aus politischer
Seite scheint man sich mit der Unmöglichkeit die Beträge für
den Durschgangsverkehr in Devisen bezahlt zu erhalten, all-

mählich vertraut zu machen. Die Kreise, die es gerne sehen
würden, wenn über der Transitsrsage die mit dem Gewalt-

verzichtspakt eingeleitete Politik einer deutsch-polnischen An-

näherung in die Briiche ginge, befürworten eine weitere
Drosselung oder gar völlige Abwürgung des deutschen Durch-
gangsverkehrs.. Jn den verantwortlichen polnischen Kreisen
scheint man jedoch erheblich nüchterner zu denken. So hieß
es z. B in dem dem Ministerpräsidenten

«

Koscialkowski
nahestehenden »Kurjer Poranny«: Es handle sich nicht
darum, daß Deutschland aufhöre, den politischen Transit zu

benutzen, sondern darum, daß es ihn sichauch weiterhin
dienstbar m-ache,»und daß esihnbelzahle Deutschland-könnte
an sich einfach sein-en Transit durch denKorridorkauf Aus-

nahmefälle beschränken und ihn auf den Seeweg umleiten,
der zwar länger und in den meistenFällen mit Rücksicht auf
die Umladekosten auch kostspieliger sei. A b e r d a s Reich
würde in einem solchen Falle trotzdem ge-
winnen, weil es einen bedeutenden Betrag
an Valuten einsparen und zugleich eine

große Bresche in die polnische Zahlungs-
b i l a n z sch la g e n kö n n t e. Der »Kurjer Poranny«

macht dann den Vorschlag, die Forderungen, die Polen aus

dem Durchgangsverkehr an Deutschland zu stellen hat, m it

den Beträgen zu kompensieren, die Polen
an die deutschen Schiffahrtsgesellschaften
z u zahle n ha t, die im Frsachtverkehr Danzigs und

Gdingens eine erhebliche Bedeutung besitzen. Wenn das

nicht ausreichen sollte, heißt es dann weiter, hätte Polen
noch die Möglichkeit, sich an den in Polen reichlich
vorhandenen deutschen Vermögensobjek-
te n sch a d l o s z u h alte n. Gegenüber diesem Vorschlag-e
muß festgestellt werden, daß ein solches Vorgehen von pol-
nischer Seite naturgemäß ein entsprechendes

Vorgehen gegen die Vermögensobjekte und

Forderungen polnischer Staatsbiirgek IN

Deutschland hervorrufen müßte. BergeltlmgN
maßnahmen pflegen eine Schraube ohne Ende zu«iemi Wer
sie anwendet, begibt sich auf einen Weg, dessen Zlel el· Mcht

absehen kann. Die Energie, die man auf sie verwendetzmacht
sich in den meisten Fällen wenig bezahlt Grundsatzllch gilt
hinsichtlich der Bezahlung des deutschen Durchgangsverkehks
zweierlei: 1. Deutschland will zahlen, Werks kann

nicht in Devisen bezahlen. 2. Deutschlan d trag k«Un

der territorialen Regelung, aus der die gegenwärtigen

zSitnvierigkeiten hervorgegangen sind, k e i n e S ch U l d.
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Pech meldet-
Am 29. Juni v. Js. hielt General S o s njoko w s ki aus

dem «Fest des Meeres« in Gdingen eine viel beachteteRede.
Er berührte darin u. a. auch die Frage überseeischer
Kolonien für· Polen: ,",. ·. . Es ist schwer zu bestreiten, daß
alle exotischen Programme die Gefahr in sich bergen, daß
sie die Aufmerksamkeit der Bolksgemeinschaft von dem ab--

lenken können, was am dringendsten ist und was im

eigenen hause vor allem der,Er.ledigung harrt. Und doch
muß, wenn unser Staat stark und groß werden soll, der

polnische Gedanke stark genug sein, um über die Meere

fernen, exotischen Gebieten zuzustreben Die F r a g e d e r

Kolonien muß aus sdie Tagesordnung ge-

stellt werden, im Jnnern durch d"ie»Schas-
sung einer starken Strömung der o·ffent-
lichen Meinung, snachaußen durch die Do-

kumentierung der Rechte und Bedürfnisse
des sich überoölkernden Polens . . .« Seit

dieser Rede, in der Sosnokowski ankündigte, daß Polen sich
bei günstiger Konjunktur mit der Forderung nach über-
seeiscben Kolonien einstellen werde, hat, sichaus dem Gebiete-
der Kolonialpolitik der europäischenMächte vieles ereig.ne.t.
—Mi·t«Spannung hat Polen d i e u n o erm ei d l ich e n

Rückrvisrkungen des abessinischesn Konflik-
"te-s aus die Frage der Neun-Erteilung der

afrikanischen Kolonialgebietie verfolgt. Jm
stillen hat es die Hoffnung-, daß aus diesem Konflikt an
irgendeiner rohstossreichen Ecke des schwarzen Kontinentes
ein Fetzen Land für die polnischen Bedürfnisse heraus-
springen werde. Polen hat sich in der Kolonial"-

frage gleichsam an die Fersen Deutschlands
g e h e f te t.

»

Ende Januar gewährte der Führer und Reichs-
kanzler einer ""Vertr-eterin des ,,Paris soir« eine Unter-

redu-ng, in deren Verlauf er die Forderung Deutschlands
nach Kolonien berührte. Einige Tage darauf kam auch der

polnische Außenminister Oberst B eck im haushalts-
ausschsußdes Warschauer Sen-ates aus die Kolonialfrage zu
sprechen: ..Jch glaube, daß eine neue Konzeption des

Koloniaiptoblems im Reisen begriffen ist. Sir Samuel

hoare hat gesagt, er seh-edie Notwendigkeit und Möglichkeit
ein-er internationalen Verständigung sowohl über die Ver-

teilung der Rohstossquellen als auch über die Verwendung
der menschlichen Arbeit aus der Welt ein. Der englische
Außenminister vertritt den Standpunkt, daß man dies auf
dem Wege einer friedlich-en Verständigung versuchen müsse.
Jn Gens betonte ich in entsprechender Form,
daß wir uns vorbehalten, aus diese Frage
in Zukunft zurückzukommen Bei der Behand-
lung dieses Problems aus dem Wege der internationalen

Verständigung wird unser Staat selbstverständlich die

gleichen Rechte und die gleichen Möglichkeiten haben, seine

Besitz anderer Staaten,

-sz«pkezzns1Kolonialforderuna ms

Interessen zu befriedigen.« D a r a u s g e h t he rv o r ,

daß Polen in der Kolonialsrage auf Genser
Boden bereits vorgefühlt hat. Es ist jeden-falls
damitzu rechnen, daß Polen in dem Augenblick, in dem
diese Frage aufhören wird, lediglich eine Angelegenheit der
Propaganda und theoretisch-er Erörterungen zu sein, ebenso
wie Deutschland und Jtalien mit präzisierten Forderungen
hervortreten wird.

« «

Anfang Februar setzten sich im englischen Unterhaus
einige Abgeordnete für eine Ausrollung der Kolonialsrage
ein« Lloyd G. e o r g e führte aus-: »Ersei.nicht-dafür,daß Teile-·
des britischen Weltteiches fortgeschenkt würden. Aber er
behaupte, daß die durch den Vertrag von Ver-tv
failles Deutschland genommenen Gebiete
nicht als Besitzungen an die betreffenden
Mä chte v erteilt worden seien, sondern daß das Recht,
übersie zu verfügen, beim Völkerbund liege. Jedenfalls
besänden sichdiese Gebiete in einer anderen Rechtslage als
die übrigen Bsesitzungen des britischen Reiches. Man- sei

«

übereingekommen,diese-Gebiete England n u r a l s M a nä-
date und nicht als gesetzlichenBesitz zu übergeben. Er-
glaube nicht, daß es Frieden in der Welt geben werde, ehe
nicht die Frage einer Neuverteilung der Mandate erwogen

. worden sei. Einige Tage darauf jedoch erklärte der englisrre
Kolonialminister Thomas in ein-deutiger Form; d-.«-·3
England zu einer Neunerteilung des Kolonialbesikes keinen

Beitrag zu leisten gedenke, und daß die britische Regierung
die Uebertragung irgendwelcher britischer Kolonial-, Man-
dats- oder Protektoratsgebiete an andere Mächte weder

erwogen habe noch erwäge.

Jnsgeheim scheint man in London daran zu denken, die

Kolonialsorderungen der rohstoffarmen, ürbervölkerten euro-

päischen Staaten für den Fall, daß sie sich eines Tages doch
nicht so einfach beiseite schieben lassen sollten, a us d e n

etwa Portugals
oder hollands, abzulenken. Doch ergibt sich.
aus der ganzen Lage der Dinge, daß sich d i e

Frage-einer Reuverteilung der kolonialen
Rohstossgebiete und Absatzmärkte in erster
Linie aus· die ehemals deutschen Kso.lonial--
g e b i e te b e z i e h t. Diese Tatsache gibt der polnischen
Forderung nach überseeischen Besitzungen eine besondere
Note. Es versteht sich von selbst, daß, wenn diese An-

gelegenheit einmal aufgerollt wird, der ehemalige und

rechtmäßige Besitzer, also D e u t s ch l a n d , e i n w o h l·-
begründetes Recht daraus hat. daß seine
Kolonialsorderungen vordringlich berück-
sich ti g t w e r d e n. Denn schließlich wäre das Unrecht
des Kolonialraubes nicht dadurch geheilt, daß dritte Mächte
den Raub anderweitig verteilen.

Danzig nach dem Genser Bericht
Als Senatspräsident G re i s er nach Gens fuhr, standen

die Zeichen auf Sturm: Der VölkerbundskommissarL e ste r

hatte zu einem großen Schlag gegen die nationalsozialistifche
Regierung der Freien Stadt ausgeholt. Die in Gens ver-

sammelten Mächte, mit Eden und Litwinow an der Spitze,
waren entschlossen, das kleine Danzig ihre erdriickende
Uebermacht fühlen zu lassen. Die oppositionellen Partei-
funktionäre in Danzig hatten einigen Grund, sich nahe am

Ziel ihrer Wünsche zu glauben. Aber schließlichverliesen die

Dinge in Gens doch wesentlich anders, als diese Leute es sich
vorgestellt hatten. Das. Ergebnis war ein Bericht- des
Völkerbundsrates, der sich in seinen Schlußfolgerungen
daraus beschränkte, der Dsanziger Regierung in einigen
Einzelfragen (hinsichtlich des Ehrenschutzes der nationalen
Berbände, der Strafrechtsresorm usw·) gewisse Vorschriften
zu machen und im übrigen in einigen unklaren Sätzen, die
das Verhältnis des Völkerbundes und Polens zu» Danzig
betrafen, versuchte, dasPrestige des lRatesszund- seines-
Danziger Exponenten zu wahren-. »Der in;G"ezn",s·»"x;k--
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sprünglich verfolgte Plan eines schroffen
Diktates wurde fallen gelassen.

Das war nicht zuletzt der Erfolg der energischen haltung
des Senatspräsidenten, der es verstand, die in Gens maß-
gebenden Leute davon zu überzeugen, daß der Versuch, der

Freien Stadt ein Diktat aufzuerlegen, ein e aus g e-

sprochene Kampsstellung der Danzigesr Be-

völkerung gegen den Völker-bund hervor-
r us e n müsse. Greiser gab zu verstehen, dsaßer uniannehm-
bare Forderungen mit seiner sofortigen Abreise aus Gens
beantworten werde. Er kündigte an, daß er in einem solrben
Falle von seinem Posten mit der ausdrücklichen Begrün-
dung zurücktretenwerde, daß Gens die«Arbeit einer aufbau-
willigen Regierung in Danzig unmöglich machse.- Er ver-

wies. daraus, daß dann in Danzig u. U. Reuwahlen
stattfinden würden, die die NSDAP in die aussichtsvolle
Lage oersetzten, mit der Parole: Gegen den
V ö lk e rjbu n d ! in den Wahlkamps zu gehen. Und schließ-
lich teilte er mit, daß ers bereits --setztdie Zusicherung- der



k— »-

.höchstenStellen der NSDAP im· Reiche besitze,s sich»für-J
einen etwaigen neuen Wahlkampf in Danzig rückhaltlos zur
Verfügung zu stellen-

Gegenüber dieser-ebenso einfachen wie überzeugen--
den Beweisführung des Senatspräsidenten wurden die

anfangs so starken Männerl von Genf weich in den Knien.
Denn schließlichwäre eine Volksabstimmung unter einer

solchen Parole für eine Einrichtung wie den Völkerbund
wohl das Peinlicbste, was ihr zustoßen könnte. zDer Völker-
hund hat allen Grund, die nationalfozialistische Regierung
der Freien Stadt nicht noch weiterhin durchseinenKoms
missar provozieren zu lassen. isn Polen wird man übrigens
gut daran tun, diese Feststellungen entsprechend auch auf

ssich -anz·uwen"den.)sEs läge- in seinem wohlverstandenen
Interesse, seinem Kommissar für dieZukunft eine weit-
gehende Zurückhaltung in den Fragen der Danziger Innen-
politik anzuempfehlen

Die nationalsozialistische Regierung der Freien Stadt
kann sich niemals damit einverstanden erklären, daß irgend-
ein Kommissar unter dem Vorwand, für-die Erhaltung der

angeblich
s

bedrohten Verfassung eintreten zu müssen, in

iDanzigeine Art Rebenregierung aufrichtet.. Die Regierung
hat zu erkennen gegeben.- daß sie nach dersGenferTagung
nach wie vor« dazu entschlossen ist, den staatsfeindlichen
Varieifunktionären der Danziger Opposition eine Behand-
jung-zuteil werden zu- lassen, wie sie von denfverants

wortungsbewußten Regierungen aller Staaten derarti--.
"

gen Elementen gegenüber angewandt wird. Die Vorgänge,
die sichin Genf hinter den Kulissen abgespielt hsahen,.geben
ihr hierzu mehr denn je das moralische Recht. Senats-

präsident Greiser hat in seinem Rechenschaftsbericht,.den er
-

am 31. Januar in drei Massenkundgebungen vor» der

Danziger Bevölkerung abgelegt hat, über einige sehr be-

zeichnende Einzelheiten der Genfer Kulissenarsbeit

- «-

tce r . Q p«p-q i;ijttsionrstu n rtspi o u ii r e berichtet- Diese
Leu-te haben es fertig gebracht,·sich"an einflußreiche Kreise
des Völkerbundes mit dem Ersuchen zu wenden, entgegen
dem rechts-kräftigen Urteil des Danziger Obergerichtes die

Volkstagswahlens vom April v. Js. für ungültig erklären
und die dann notwendigen Neuwahlen unter dem

,",Schutz« einer vom Völkerbund zu entsen-
denden internationalen lalso wobl einer

. polnischem P o l i ze i t r u p p e stattfinden zu lass-en. Sie

haben ihre Genfer Gönner weiter gebeten, dafür zu sorgen-
daß die Danziger Regierung durch einen Machtsppuch des

Völkerbundes gestürzt und durch ein —— natürlich aus

Gegnern des Rationalsozialismus bestehendes .-— »Dikek-
torium »von Köpfen«« ersetzt werde, an dessen Spitze en

besonderer Vertrauensmann des Völkerbundes gesetzt
werden solle.

,

Diese Bitten blieben jedoch unerfütlt, weil die. an

die sie gerichtet waren, wohl-das richtige Empfinsden gehabt
haben mögen, daß ihre Erfüllung den gesamten Fragen-
komplex des Danziger Statutes aufgerollt hätte. Wenn die

Oppositionsfunktionäre wirklich so fest davon überzeugt sind,
daß sie die Mehrheit der Bevölkerung hinter sich haben, wie

sie es seit Monaten in ihrer Presse verkünden, dann kanspn
-

man sich nur- darüher wundern, daß sie- sieh-bisher- noch
immer nicht dazu· zu entschließenvermochten,- die ihnen zur
Eherbeiführung von— Neu-wählen- zur« Verfügung stehenden
Lverfassungsmäßigen«Mi"tteldes B o lk s b e g e h r; e n s unsd

des Volksentscheides .-anzuwenden. Sie haben sich-
nicht deshalb an den Völkerhund gewandt, weil sie kein
anderes Mittel mehr haben, um zu ihrem vermeintlichen
Recht zu gelangen, sondern weil sie im tiefsten Innern
davon überzeugt sind, daß sie die Mehrheit der Danziqu
Bevölkerung nicht hinter sich haben. Auch für sie ist das
Wort des Führers bestimmt: ,,W er heute n och g e g en

uns ist, ist gegen Deutschland-.«

Ostland- Chronik
Wirtschaftsbesprechungen mit Likauen

Auf den wiederholt geäußerten Wunsch von litauischer
Seite sind zwischen der Reichsregierung und der litauischen

Regierung Besprechungen über die Ausgestal-
tung des beiderseitigen Warenverkehrs
aufgenommen worden. Für das Deutsche Reich ist die Vor-

aussetzung zurlAufnsahmes der Besprechungen die Anhah-
nung normaler Verhältnisse im Memele
g eh i et gewesen· Jn dem Augenblick, in dem sich dort ein

Rückschlag bemerkbar machen oder eine Behinderung der
Arbeit des deutschen Direktoriums und des Landtages ein-
treten sollte, werden die Besprechungenvon deutscher Seite

sofort wieder abgebrochen und wird der Wirtschsaftskampf
gegen Litauen rücksichtslos fortgesetzt werden. Es bleibt

dabei, daß sich das Verhältnis des Deutschen
Reiches zu Litauen nach der Politik richtet,
die die litauische Regierung im Memel»-
gebiet verfolgt. Entsprechendes gilt auch im Ver-
hältnis zu Lettland und anderen Staaten.

Lilauen baut sich einen eigenen Hafen
Wie der ,,Ost-Expreß« meldete, arbeitet das litauische

Verkehrsministerium seit Jahren am A u s b a u e i n e s

hafens an der litauischen Dstseeküfte. Es
handelt sich um den nahe der lettländischenGrenze gelegenen
Fischereihafen Schwentoji. Die dänische Baufirma
hojgard und Schulz, die auch am Ausbau des Gdingener
hafens wesentlich mitgewirkt hat, hat an diesem haer im

Laufe der letzten Jahre verschiedene Erweiterungsbauten
durchgeführt, so daß Schwentoji im Notfall jetzt auch d en

Anforderungen eines handelshafens für
Litauen gewachsen wäre.- Auf einer kürzlich inKauen

veranstalteten Tagung litauifcher Bauingenieure wurde be-
-

schlossen,neben dem-haer eine moderne Stadt an-

z ule g en. Mit der Ausarbeitung eines entsprechenden
Planes-«ist man bereits beschäftigt. Litauen will sich dem-

nach sein ,,Gdingen« bauen; es sorgt anscheinend für den

Fall-Zudr, daß Memel einmal nicht mehr innerhalb der
— titanifchenshohensgrenzekrliegen-sollte . (. .

""

»

kreises Memel ist,

Kreistagswahlen im Memelgebiet .

Am 24. Februar finden in den drei Lands-reisen des

Memelgehietes, heydekrug Pogegen und Memel, die

tNeuwahlen der Kreistage statt. Den zuständigen
Wahlkommissaren sind nicht weniger als 42 Listen ein-

gereicht worden, von denen allein 27 auf den Kreis Haide-
krug entfallen. Der litauischse K r i e g s k o m r.. a n d a n t

hat einer ganzen Reihe der von memeldeutscher Seite auf-
gestellten Kandidaten das aktive und passive

.Wahlrecht entzogen, weil sie früher einer der gn-
geblich ,,staatsfeindlichen««Parteien von Saß und Neumann

angehört haben. So darf z. B. der Gutsbesitzer Seh ulze
in Mischeiken, der jetzt kommissariseher Landrat des Land-

weder wählen noch gewählt werden--

Deutsch-politischeBesuche
Am 8. Februar hielten sich 50 Bergleuteaus den

polnischen Kohlenrevieren zu Besuch in

B e uth e n OXS auf. Jhr Besuch galt vor alle-m dem
Studium des R-ettungs- und Unfallwesens im deutsch-
oberschlesisrhen Bergbau. Die Gäste legten am Ehrenmal in

der Beuthener Schrotholzkirche einen Kranz nieder.

Vom 13. bis zum 18. Februar führt die polnische Jung-
juristenvereinigung Rada Naczeina in Verbindung mit dem

Bund Nationalsozialistischer Deutscher Juristen eine Stu-

dienfahrt polnischer Jungjuristen durch

Deutschland durch. An der Fahrt nehmen etwa 80

polnische Referendare und Studenten teil. Jn. D r e s d e n

werden die Gäste vom Oberbürgermeister begrüßt. G ar-

m i s ch - P a r te n k i .r ch e n wird ein Besuch abgestattetx
dort nehmen die Gäste u. a. an der Schlußfeier der NUM-

.pischen Winterfpiele teil. Die Fahrt findet ihren Abschluß M

--Berlin, wo im h aus- der Deutschen Rechtsfronvtlein
Kameradsrhaftsabend stattfindet, bei dem Reichsmmister
Dr. F r a n k die Gäste begrüßt.

Reichsminister Dr. Frank hielt am Februar in

W a rssch a u auf Einladiingtpolnischer Juristen einen Vor-

trag über das neue Deutschl-and.
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"Mitte Februar finden die alljährlichen Repräsen-
tationsjagden des polnischen Staa’tsp"räs"i-«
deuten statt. An ihnen nimmt auch Ministerpräsident
G ö rin g teil. Auch der Danziger Senatspräsident
G reise r gehört zu den Gästen. Wie schon im vergan-

genen Jahre, so werden auch diesmal von einem Teil der

polnischen Presse an den Jagdbesuch der beiden deutschen
Staatsmänner allerlei Gerüchte über ein-e weitere Aus-

gestaltung der deutsch-polnischen Beziehung-en geknüpft.
J n Berlin finden im Laufe des Monats Februar

wiederum deutsch-polnische Wirtschaftsbe-
sp rechun gen statt. Sie beziehen sich auf die Regelung
des deutsch-polnischen Warenvserkehrs im Monat März.

Unter Leitung eines Universitätsprofessors traf eine-

Abordnung K r a k a u e r S tu d e n te n und Studentinnen

zu einem mehrtägigen Besuch in Breslau ein, der dem

Zweck diente, die polnischen Gäste mit dem Jdeengut und den

Einrichtungen des Dritten Reiches bekannt zu machen. Jm

Vordergrund stand ein Besuch des Arbeitsdienstlagers m

Zobten. Das einfache, aber disziplinierte Lagerleben der

deutschen Jungen hinterließ bei den Gästen einen aus-.

geteichneten Eindruck.

.16 410 deutsche Kinder kongreßpoleus ohne deutschen
"-Unlerricht

— Jn den fünf Zentralwojewodschaften
Warschau, Lublin", —Lodz,Kielce und Bialystok wachsen nicht
weniger als 16 410 deutsch Kinder ohne jeg-
lichen deutschen Unterricht auf. Von dem weit

verzweigten Netz der deutschen evangelischen Kantorats-

schulen, die in mehreren hundert der kinderreichen deutschen
Kolonien bestanden-ist fast nichts übrig geblieben. Jn den

meisten staatlichen Schulen ist der deutsche Unterricht für
die deutschen Kinder völlig weggefallen. Ein gut Teil der

deutschen Kinder wächst in der allerchristlichstenpolnischen
Republik auch ohne jeden Religionsunterricht
auf. Jn den fünf genannten Wojewodschaften haben
6364 deutsche Kinder keinen Religions-
unterricht. Sie besuchen Schulen, an denen es keinen

evangelischen Lehrer gibt. Bei der meist weiten Entfernung
der Kolonien vom nächstenKirchdorf ist es auch nicht ohne
weiteres möglich, daß andere beamtete Kräfte den Re-

ligionsunterricht erteilen. Mit Freuden wurde seinerzeit
von den evangelischen Eltern in Kongreßpolen die Ver-

fügung begrüßt, wonach im Zusammenhang mit dem Re-

ligionsunterricht soviel Schreib- und Leseunterricht erteilt
werden dürfe, als nötig ist, um das evangelischse Kind in die

Sprache der Bibel, des Gesangbuches und des Katechismus
einzuführen. Leider hat dieser »Spracherlaß« aber

vielfach noch keine Anwendung gefunden, so daß die Kinder
durch die mangelnde Kenntnis der Muttersprache auch dem

HReIigionsunterricht nicht genügend folgen können — was

die polnische Propaganda natürlich nicht hindert, den Erlaß
als einen Beweis der polnischen ,,Toleranz'« zu zitieren.

Brutaler Ueberfall auf Deutsche
Der Zweigverein Domb des Katholischen Deut-

sch e n F r a u e n b u n d e s veranstaltete am 2· Februar in

Zalenze (Osto»berschlesien)ein F a s ch in g s v e r g n ü g e n.

Kaum war die Veranstaltung eröffnet worden, als vier
Männer im Saal erschienen und in polnischer Sprach-e d a s

Spielen der polnischen Nationalhymne ver-

langten. Um die lästigen Burschen loszuwerden, tat man
ihnen den Gefallen. Bald nachdem sich diese ersten un-

gesbetenen Gäste entfernt hatten, wurden n e u e V e r s u ch e

gemacht, die deutsche Veranstaltung zu stören-
Vor dem Saal versammelt-e sich ein Rudelvon Leuten, die

fortgesetzt die Türen au«frissen,an die Fenster schlugen und

Droh- und Schmährufe brüllten. Da der Vorstand des

Frauenbundes weitere Zwischenfälle voraussah, erbat er

polizeilichen Schutz, der auch gewährt wurde, Das Ver-

gnügen konnte dann, solange die Polizei dabei war, fort-
geführt werden. Kaum aber hatten sich die Beamten, die die

Störenfriede vertrieben zu haben glaubten, wieder entfernt,
als auch schon wieder acht bis zehn Kerle in den Saal ein-

drangen. Sie belästigten und beschimpften die Deutschen
und forderten sie unter Drohungen auf, sofort den Saal zu
verlassen. Auch den Gastwirt beschimpften sie-»weil er es
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doch »eine nahe und interessante geistige Verwandtschaft
fvorhanden Die Juden bezeichneten sich als das auserwählte
Volk, die Deutschen hielten sich für ein Herrenvolb
einen hätten ihren Stammesgott Jehova· die-anderen ihren

gewagt hatte, Deutsche in seinen Räumen aufzunehmen. Die

Vorsitzende des deutschen Verein, Frau Ba n ne rt, wurde
von den Rohlingen mit F üsß en g e t rete n. Auch wurde

ihr gedroht, daß man ihr den Schädel einschlagen werde-
Da sich inzwischen noch weiteres polnisches Gesindel ein-

gefunden hatte, mußte d a s V e r g n ü g e n a b -

g e b r o ch en werden, und die Teilnehsmer versuchen, mög-
lichst unbehelligt nach hause zu kommen. Doch wurde ihnen,
als sie das Gasthaus kaum verlassen hatten, d i e Straße
v e r s p e r r t. Eine größere Bande von Polen fiel über sie
her. Auf die deutschen Männer, Frauen und
Kinder wurde eine förmliche hetzjagd ver-

anstaltet. Es gab zahlreiche Verletzte. Am schlimmsten
wurde der deutsche Steiger Rosowski zugerichtet, der von

mehreren Polen angefallen und b e s i n n u n g s l o s g e -

s chla g e n wurde. Mehrere andere Deutsche wurden durch
Messerstiche und Schläge mit Knüppeln und
anderen Gegenständen erheblich verletzt. Als Anführer der

polnischen Bande wurde ein gewisser T o m anek erkannt,
der beim Kattowitzer Magistrat angestellt sein soll. Bei den

Teilnehmern an dem Ueberfall scheint es sich inder haupt-
sache um Mitglieder des Aufständischenverbandes
gehandelt zu haben. Einige Tage nach dem Ueberfall
wurden verschiedenen Mitgliedern des Vereins anonhme
Drohbriefe ins Haus geschickt· Jn einem an die Vorsitzende,

Frau Bannert, gerichteten Briefe heißt es, daß fie—,wegen
ihrer .»falschenAussagen« über den Uebersall noch zur
Rechenschaft gezogen und »mitsamt ihrem Verein
i n Stü cke z e r h a rk t« werden würde. Jn einem anderen

Brief ist dem Empfänger angekündigt worden, daß er noch
,,wie ein hund unterm Zaun verrecken« würde-

Diese Briefe sind mit einem Totenkopf und der Unterschrift
s le b e P o l en !« versehen.

Der »Hm-jet- P02-nanslci« beleidigt das deutsche Volk

Wer wissen will, wie das amtliche Polen sich
gegenwärtig zu Deutschland verhält, kann sich darüber in·

der »Cazeta Polslca« orientieren. Wer aber erfahren will-
was die polnische Oeffentlichkeit über Deutsch-
land denkt, wird sich mehr an dieAeußerungen derjenigen
Zeitungen halten, die in der Wahl ihrer Worte durch
keine— unmittelbare politische Verantwortlichkeit beein-
trächtigt sind. Da ist z. B. der ,,Kur.ier PoznanslciC den man
trotz seiner geringenEAuflage inder Haltung, die er, gegen-
über Deutschland.einnimmt, als typisch für die Auffassung
weiter Kreise der polnischen Oeffentlichkeit ansprechen kann.

Dieses nationaldemokratische Blatt hat am 2. Februar einen
Artikel von einem gewissen Stanislaus Pienkowski
-veröffentlicht, in dem dieser Deuts chtum un d Juden-
tum miteinander-zu vergleichen versucht. Wenn es, so

rschreibt Pienkowski da, zwischen den Deutschen und den
Juden auch keine Aehnlichkeit gebe, so sei zwischen beiden

J,«

Die

Deutschen Gott. Bei-de seien von Größenwähn befallen.
Wenn auch auf verschiedenen Wegen und mit verschiedenen
Mitteln, so suche doch jedes der beiden Völker ,,mit starkem
Glauben an die Größe und Genialität seiner Rasse« die

Welt zu unterjochen. Das mache beide Völker zu einer

gleich großen Gefahr für die Zivilisation. Der deutsche
Geist mit seinen Giftgasen sei nicht milder als der jüdische
mit seinen bolschewiftischen Revolutionen. Beide Völker

seien von haß und Verachtung für alles Fremde erfüllt.
Gemeinsam sei beiden das Fälscher-: der wissenschaftlichen
Wahrheit. Die Juden hätten die Kunst, Texte zu fälschen,
hoch entwickelt, und die Deutschen ahmten jetzt ihr Beispiel
nach, indem sie die Geschichte, die Ethnographie, die Anthro-
pologie, die Archäologie usw. fälschten, um ihre imperia-
listischen Ziele durchzusetzen . . . Man kann diesen »Ver-
gleich« nur als eine infame Verleumdung des

deutschen Volkes bezeichnen Es kommtdem

Verfasser offenbar daran an, zu verhindern, daß der

energische und folgerichtige Kampf des deutschen Volkes
gegen die zersetzenden Kräfte des- Judentumsdvin der
polnischen Oeffentlichkeit irgendwelche Sympathien sur
Deutschland erweckt;Es ist sehr nützlich«solche Stimmen- zu



hören.Siesindszgeeignet, die deutscheOeffentlichkeit zu· ei ner’

nüchternen und zurückhaltenden Bewer-

tunhgdespolnischen Paktpartners zu er-

zie en-.

Adam Kot — Präsident der Bank Polski
Der bisherige Präsident der Bank Polski,

Dr. Wroblews ki, ist zurückg—etreten.Zu seinem Nach-
folger wurde der bisherige Staatssekretär im Warschauer
Finanzministerium, Oberst Adam K o c, bestellt. Wroblewski
hatte angesichts des fortgesetzten Rückgangesdes polnischen
Aussuhriiberschusses und der anderen Aktivposten der pol-
nischen Zahlungsbilanz in letzter Zeit eine vorsichtige Ve-

schränkungdes Devisenverkehrs nach dem Muster Deutsch-
lands und anderer Staaten befürwortet, hat mit dieser Auf-
fassung jedoch nicht durchdringen können. Oberst Koc gilt
als ein Anhänger der Auffassung, daß es trotz aller Ver-

schlechterungen der Zahlungsbilanz auch in Zukunft noch
möglich sein wird, den freien Zahlungsverkehr
ohne Gefahr für die Stabilität der polnis-
schen Währung aufrecht zu erhalten, also ohne-
Devisenbewirtschaftung auszukommen Er gehört der-
O b e r st e n g r u p p e an, als deren finanzpolitischer Ex-
ponent er sichneben Oberst Matuszewski einen Namen ge-
macht hat« Er hat in den letzten Jahren die polnische Re-.

gierung wiederholt bei wichtigeren Kreditverhandlungen mit:

ausländischen Kapitalgruppen vertreten..

»Polnische-Radikale Partei«
Schon im vorigen Jahr war gelegentlich davon die

Rede, daß in Polen endlich mit dem Parteiwesen Schluß
gemacht werden solle. Nachdem sich im Spätherbst der

,,Unparteilich-e Block für die Zusammenarbeit mit der Re-

gierung«, der sogenannte Sanierungsblock, selbst aufgelöst
hatte, war man der Meinung, daß dieser Schritt nur der

Beginn-einer allgemeinen Auflösung der politischen Par-
teien inPolen sein werde. Die Dinge haben sich bisher
jedoch ganz anders entwickelt. Es sind nicht nur die be-

stehenden Oppositionsparteien nicht verschwunden, sondern
aus der Erbmasse des alten Sanierungsblockes begannen sich
verschiedene neue politisch-e Gruppen zu bilden. Zu diesen
gehört die vor kurzem ins Leben gerufene »Polnis che
Rad"ikjalesPartei«,« zu deren Führern dser ehemalige
polnische Botschafter in Washington, Titus F ilipowicz,
gehört. Filipowiez trat im vergangenen Jahre, als die

Frage der-Regierungsumbildung akut wurde, mit einem

Wirtschaftsprogramm vor die Oeffentlichkeit und gründete,
als er bei der Regierung Koscialkowski keinen Anklang fand,
Ende vergangenen Jahres eine ,,Liga der wirtschaftlichen-
Wiedergeburt Polens«, durch die er seine wirtschaftlichen
und antisemitischen Ideen zu propagieren versuchte. Jetzt
gehört er, wie erwähnt, zu den Führern der »Polnischen
Radikalen Partei«, die in ihrem vorläufig als halbmonats-
schrift erfcheinenden Organ »Nowe Drogj« ihr umfangreiches
Programm mitgeteilt hat.

.
Das Programm verlangt eine R e fo r m d e r W a h l-

o r dn u n g vom vorigen Jahr, die Wiederherstellung der

Unabhängigkeit des Richterstandes, die Wie-

derausrichtung einer wirklich selbständigen territorialen
S e l b st v e r w a l t u n g , also in der hauptsache wohl eine

Asbschwächung des autoritären Regierungssystems Das

Programm verlangt weiter die E n t j u d u n g d e s ö s -

fentlichen und geistigen Lebens in Polen,
die Förderungder jüdischenAuswanderung aus Polen und-
die Schaffung eines ausreichenden Kolonisationsgebietes für
die aus Polen abwandernden Juden. Jn wirtschaftlicher
hinsicht werden folgende Grundsätze vertreten: Es sollen
große öffentlicheArbeitem vor allem solche, die der

Landesoerteidigung dienen, wie Straßen- und Eisenbahn-
-bauten, in Angriff genommen werden. Der landwirtschaft-
--IicheG r o ß g r u nd bes i tz soll gegen »angem«esseneEnt-

schädigungs«enteignet werden« Der Staat soll alle fü r d i e

Landesverteidigung wichtigen Industrie-
u n te r n e h m u n g e n in eigene Regie übernehmen. Die
G old p a r i tät von, 1927 soll aufrechterhalten und Maß-
nahmen gegen die Schrumpfung des Gold-

.u n d D e v i s e n b est an d e s sollen ergriffen werden. Das

Ziel der Wirtschaftspoiitiksoll-W
lichen Autarkie Polens sein. Als die drei Grundlagen
des Programms werden bezeichnet: Christliche Ethik, na-

tionales Polen auf demokratischer Grundlage unsd sozialer
Radikalismus.

Es wurden ernannt . . .

Der bisherige polnische Generalkonsul in K ösn i g s-

b e rg i. Pr., M a r ch l e w s k i , ist ins Wsarschauer Außen-·
ministerium berufen worden. Sein Nachfolger-ist noch nicht
ern-anni. Der Posten des polnischen G e n e r a l k o n s u l s

in Berlin bleibt vorerst unbesetzt. k- Zum Presse-«-
atiache der polnischen Botschaft in Berlin
wurde an Stelle des ins Warschauer Außenministerium
berufenen Dr. Kirkien der bisherige Presseattache der

polnischen Botschaftin Rom, Dr. W n o r o w s k i , ernannt.
— Der langjahrige deutsche Gesandte in Reval, R ein e-«

beck, wurde zum Generalkonsul in Posen ernannt-.
Es ist zu hoffen, daß es dem neuen Vertreter des Reiches in
der ehemaligen Provinzhauptstadt gelingt, mit den dortigen
Deutschen engere Beziehungen zu unterhalten, als sie sein
Vorgänger gepflegt hat. —

Isllll Illllllllllllsk

Antrag auf Schächiverbot im Sen-«

Unter den polnischen Juden hat ein Antrag der Sejm-
abgeordneten Frau P ry stor, der Gattin des ehemaligen
Ministerpräsidenten und jetzigen Senatsmarschalls, eine

begreifliche Erregung hervorgerufen. In dem Antrag wird

das gesetzliche Verbot der rituellen Schlachtun-
gen gefordert. Vegründet wird diefer Antrag u. a. damit-
daß die rituelle Schlachtung die Fleischpreise mit erheblichen
Mehrkosten belaste, daß die Schächtung dem gefunden
Volksempfinden, das eine möglichst schsmerzloseTötung Ver

Schlachttiere verlangt, widerspreche, und daß diese barba-
rische Tierquälerei z. V. in Deutschlandschon durch Geietz

vers-boten sei-.
"

Auf einer in War-schau abgehaltenen Rab-

binertagung wurdegegendiesen Antrag Eiyfpkuch
erhoben. Es wurde beschlossen, am 7.—Februar ein all-

gemeines Fasten der Juden durchzuführen und »eineAbord-

nung des Rabbinerverbandses zum Ministerprastdenten zu

fchickemv um dort gegen die geplante Verletzung d«
,,-relig-iösen«Gefühle des Judentums zu protestieren.
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EsdewTempski »s-
«

Jn Thorn starb am 20. Januarvim Alter von 47 Jahren
der langjährige Präsident der PommerellischenLandwirts
schaftskammer, E s d e n-T e m p s k i. Er wurde in St r a s -

b ur g (Westpreußen) geboren, besuchte in B e r lin «das
sranzösische Gymnasium und studierte an der dortigen
Universität Volkswirtschaft. Er war Assistent an der Berliner
Landwirtschaftlichen Hochschule und später an der Universi-
tät Breslau. Während des Krieges fand er bei der

deutschen Besatzungsbehörde in Kongreßpolen Verwendung.
Jm Jahre 1919 wurde er zum Delegierten beim Obersten
Volksrat in Polen und bald darauf von Pilsudski zum
Präsidenten der Pommerellischen Landwirtschaftskammer
ernannt. Ernahm von polnischersSeite an der Uebergabe
Pommerellens und ’1922 an der Uebergasbe Oberschlesiens
teil· Er« war Inhaber deutscher, französischerund polnischer
Ordenlund Vorsitzender der polnischen Delegation für die

Gemischte Danzig-polnische Kommission-

Die Warschauer Altstadt in Gefahr
Die Warschauer Altstadt ist in Gefahri Dieser kultur-

Igeschichtlichinteressanteste Teil« der .Landeshauptstadt,»der.

sich um den Alten Markt gruppiert, ist vom Verfall
bedroht. Jm vorigen Jahre stürzte in der Altstadt ein Haus«
zusammen und begrub 26 Menschen unter seinen Trümmern
(es war das Geburtshaus der bekannten Radiumforscherin
Eurie-Skladkowska). Vor wenigen Monaten mußte eine alte

Barockkirche wegen Einsturzgefahr geschlossenwerden. Und

kürzlichmeldeten die polnischen Zeitungen, daß drei Häuser
am Alten Markt, in deren Mauern breite Risse aufklafften,
von den Bewohnern geräumt werden mußten. Die dort

stehend-en Häuser stammen zuweist aus dem Anfang des
17. Jahrhunderts. Nur wenige, die von dem großen Brande

verschont blieben, der damals den größten Teil der Altstadt
zerstörte, sind älteren Datums. Doch blieb das alte Stadt-
bild aus der deutschen Zeit Warschaus damals trotz des
Brandes erhalten; denn der Wiederaufbau erfolgte in

strenger Anlehnung an den Stil, in dem die deutschen Kauf-
leute und Handwerker seinerzeit die mit Magdeburger Recht
bestiftete Stadt aufgebaut hatten. Zu den ältesten, noch er-

haltenen Häusern der Warschauer Altstadt gehört auch
jenes Haus, in dem sich im Jahre 1610 ein Zweig der be-

rühmten Kaufherrenfamilie der F u g g er niederließ. Der

Letzte aus diesem Geschlecht, das sich dort polosnisierte und
unter dem Namen ,,Fukier« lebte, hat sich bis vor wenigen
Jahren in diesem Hause, das die berühmteste Weinschenke
Warschaus birgt, behaupten können. Damals, vor Jahr-
hunderten, war die Altstadt das Zentrum des

wirtschaftlichen und kulturellen Lebens

früher einmal die Abwässer

der polnischen Hauptstadt. Heute gehört das Gebiet des.
Alten-Marktes zum j ü d i s ch e n G h et t o. Nur die bunten,
hochgereckten Häuser, die am Alten Markt ein Bild wunder-
barer städtebaulicher und stilvoller Geschlossenheit bieten,
erinnern noch an den Reichtum und die Macht der ehemals
deutschen Patriziergeschlechter, von denen auch zahlreiche
wertvolle Urkunden berichten. Aber jetzt scheinen auch diese
Zeugen einer bedeutsamen Vergangenheit dem Untergang
geweiht zu sein, wenn nicht umfassend-e Erhaltungsarbeiten
durchgeführtwerden. Man führt die Einsturzgefahr, die

einig-e der alten Häuser bedroht, auf eine A u s h ö h l u n g
d e s U n te r g r u n d e s zurück. Teils wird behauptet,«daß
unter den Kellern der Altstadt ein K anal· läuft, durch den

in die. Weichsel abgeleitet
wurden; teils spricht man von unterirdischen Gängen, die

vielleicht einmal der Verteidigung gedient haben, und die

auch in der Zeit der polnischen Aufstände eine Rolle gespielt
haben sollen und später auf Befehl der russischenVerwal-
tung anscheinend mit ungesnügender Sorgfalt zugeschüttet
worden sind.

Baden-rinnenfür .Wolhynien
Ein Warschauer Blatt erzählte vor kurzem-eine recht

interessante Geschichte aus einer wolhynischen Stadt· Die

dortige V e r s"ich e r u n g s a n st alt hatte
«

eine Anleihe
von 1,2 Mill. Zloty ausgenommen. Das Geld war für den
Bau von Krankenhäusern, Erholungsheimen und dergleichen
bestimmt. Jn Wirklichkeit aber wurde es ganz anders ver-

wandt. Zunächst wurde für 700 000 Zloty ein feudales
Repräsentationshaus für die Verwaltung gebaut·
Weitere 50 000 Zloty wurden für die Beschaffung von hoch-
modernen Arbeitszeitstoppuhren für die 44 be-

schäftigten Beamten verwertet. Für den Restbetrag, der.
nach diesen nützlichen Jnvestitionen noch übrig geblieben
war, wurde beschlossen, zwecks Hebung von Sauberkeit und
Kultur ein städtischesB a d e h a u s zu errichten. Man
wollte auch hier das. Neueste vom Neuen anschaffen.z Daher
wurde zunächst ein Herr der Verwaltung ins Ausland ge-
schickt, wo er sich mit den modernen Badeeinrichtungen
bekannt machen sollte. Er durchzog längere Zeit mehrere
europäischeLänder und kam auch nach London. Hier glaubte
er endlich die für Wolhynien geeigneten B ad e w a n n e n

gefunden zu haben: innen mit imprägniertemMahagoni-
holz ausgelegt . . . Der Herr kaufte die WannenySie waren

ursprünglich für den— K d· n i g v o n E n g la n d bestimmt.
Der hat sie jedoch für unpraktisch und für zu teuer gehalten.
Aber für Wolhynien waren sie dem Herrn von« der Ver-

sicherungsanstalt gerade recht. Was tut man nicht alles für
die Kultur! .

—

Die Ukrainer stimmen für den Heereshaushalt
Der ukrainische Senator Lucki gab am 5. Februar

in der Senatsaussprache über den Haushalt des polnischen
Kriegsministeriums folgen-de g r u n d s ä tz l ich e E r k l ä -

run g a-b: »Die ukrainische Nation fühlte sich immer der
Kultur des Westens zugehörig. Daraus nahm
sie die Kraft für ihren alten Kampf mit dem Osten.
Noch im Jahre 1917 hat die ukrainische staatliche Bewegung
dem Osten einen entschiedenen Kampf angesagt, der sich bis
über das Jahr 1920 hinzog. Leider hat der Osten die Ober-
hand über uns gewonnen. Der Rigaer Vertrag beließ den
bedeutenderen Teil der ukrainischen Nation auf der anderen,
ibr durch Kultur und Geist fremden Seite und gab ihn un-

erhörter Unterdrückung preis, die. sich auf die primitivsten
Aeußerungen des politischen und kulturellen Lebens
erstreckte-, Nur ein Bruchteil unserer Nation
diesseits der Rigaer Grenze b l i e b b ei E u r o p a

, inner-
- halb der Grenzen des polnischen Staates. Daher fühlt

dieser Teil unserer Volksgemeinschaft auf sich die Ver-
antwortung- für die Geschicke der gesamten
Nation lasten.-. ,Jn den verschiedenen Augenblickslagen
nahmen die Beziehungen zwischen der polnischen und der

ukrainischen Volksgesmeinschast verschiedene Gestalten an.

Wir waren in der Opposition, die Opposition betätigte sich
im Parlament. Aber eines haben wir,.,» ganz
unabhängig von der Stimmung, nie m als a n g e t a st e t;
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das H eer. Die Zeiten haben sich inzwischen geändert.
Die schwierig-e und verwickelte Lage Europas gebot uns,

nach«gemeinsamen Wegen für die polnische unddie ukrai-

nische Nation zu suchen., Die polnische Armee, die
im gegebenen Augenblickdie Kultur des ganzen Westens
verteidigen k a n n

, betrachten wir als d a s g e m e i n -

same Gut der beiden Nationen: der polnischen
sowohl wie der ukrainischen. Daher hat der Abgeordnete
Eelewicz im Haushaltsausschuß des Sejm während der

Aussprache über den Haushalt dies Kriegsministeriums
gesagt: ,Die politische Weltlage, das Wettrüsten der Nach-
barn, die für jedermann klaren Ziele der
Komintern bedrohen in gleichem Maße den

polnischen Staat wie die Lebensinteressen
d e r u k r a in i sch en N at i·o n

, erfordern ein-e kräftige,
zahlenmäßig starke und-technisch gut ausgerüstete Armee
des polnischen Staates. Eine solche Armee liegt im Lebens-

interesse des ukrainischen Volkes, und deshalb werden wir

für den Haushalt des Kriegsministeriums stimmen.« Das
war nicht allein die Meinung des Abgeordneten Eelewicz,
sondern das ist unser aller gemeinsam-er Beschluß und Stand-
punkt, der nicht aus einer Konjunktur hervor-
geht, sondern für uns eines Angelegenheit
von wesentlicher Bedeutung ist( Jch «erklär»e,.«d.aß
das, was der Abgeordnete Eelewicz in der Haushalt-



kommission des Sejsm gesagt hat, im Namen der »für die

Politik des ukrainischen Volkes verantwortlichen Faktoren
gesagt-worden ist, und ich möchte sein-e Erklärung unter-

streichenund bekräftigen«.iWir werden, wie imm e r , für
den"".f)eereshaushalt stimmen.«

.

Nach Eelewicz im Sejm hat also auch Lucki im- Senat
das ukrainische Interesse-an der Stärke der

pjolnischen Armee festgestellt. Da das ukrainische
Volk von Rußland und Polen um den eigenen Staat und
damit auch um die eigene Armee betrogen worden ist, und

da weiter ein Zusammengehen der Ukrainer mit den bolsche-
wistischen Gewaltherren, aus denen die Blutschuld von Mil-

lionen hingemordeterUkrainer lastet, nicht in Frage kommt,
Lerblicken die parlamentarischenVertreter des ukrainischen
Volkes in Polen inder polnischen Armee den Faktor, der

geeignet ist, bis auf weiteres die Interessen des ukrainischen
Volkes gegen die aggressive Politik der Moskau-er Bolsche-
wiken zu schützen. Wie früher einmal die Polen
an der Stärke der deutschen Armee inter-

Der lettischC Vol-stolz
Ausnahmegesetzc gcgeu das fDeutschtum

Die letzten Ereignisse in Lettland haben wieder einmal

schlaglichtartig die bedrohte- Lage des deutschen Volkstums

im lettländischenStaat beleuchtet Der Nachdruck, mit dem
die deutsche Staatsführung durch ihren Gesandten in Riga
die lettländische Regierung darauf hingewiesen hat,
ihre· Maßnahmen gegen das Deutschtum eine schwere Be-

lastung für die deutsch--lettisch-enHandelsbeziehungen be-

deuten, zeigt uns deutlich, wie entscheidend die um die

«Jahreswendeerlassenen Gesetze für das deutsche Volkstum
in Lettland sind. Es geht ja nicht nur um die entschädigungs-
lose Enteignung der deutschen Gildenhäuser in Riga. Diese
Auswirkung der ,,Silvestergesetz-e«zeigt uns nur die-Rich-
tung dieses neuestenlettischen Zerstörungsfeldzuges gegen
das Deutschtum. Der· Liquidation der Gilden

wird auf Grund-der erlassenen Gesetze-die
Auflösung ·

weiterer deutsche-r Vereine

»

i nd enspnsässchste n drei Mo na te n folg e n.
·

-- .· Bier den- . Gesetzen-banden ..e,«-«11sich --im--s--e-inze1neiiium.-dkgs
""1Ge'setzüber

«

den Aufbau der; Jndustrieå »undhandelskammer
und der handwerkskamnier, ksowie um die Gründung eines

Staatswirtschaftsrates. Jhre Abrundung erfuhr diese
Gesetzesreihe durch eine Neufassung desGesetzes über den

Aufbau der lettländischen Landwirtschaftskamsmer, die in
den ersten Januartagen veröffentlichwurde. Damit ist, rein

äußerlich gesehen, eine feste G l i e d er u n g u n d A b -

grenzung nach ständischen Gruppen erfolgt,j
idie ihre höchsteZusammenfassung in dem zu gründenden
Staatswirtschaftsrat finden werden. Damit soll, wie es in
den amtlich-lettischen Erklärungen zu diesen Gesetzen heißt,
,·,eine einheitliche Zusammenfassung und klare Ausrichtung
aller wirtschaftlichen Kräfte des Landes gesichert werden«

Allein, die e rst en, Auswirkungen dieser Gesetze —

und-das ist zweifellos kennzeichnend für· die wahren Be-

weggründe zu diesen Maßnahmen — bestanden in der

entschädigungslosen Enteignung der Gil-
«d en h ä u s e r in R i g a und ihrer sozialen und kulturellen

Einrichtungen; die in einer bedeutenden Anzahl von K r a n -

kenhäusern, Altersheimen, Lehrlings-
heimen usw. bestanden. Mit der Enteignung dieser
Einrichtungen hofft mar. it: lettischen Kreisen eine Zen-
tralstellung des Deutschtums zu vernichten.
Dieser Akt bedeutet aber zweifellos nur den Anfang
weiterer lettischer Ausbeutungsmanöver. Bestimmen doch
die Gesetze, daß alle Vereine und Organisa-
tionen, die durch ihre Bezeichnung oder

,ds..ur,ch ihre Tätigkeit in die Arbeitsgebiete
der-neuen Kommt-tu falle-n; isn dennächsten

s

d reiM on aten a ufzulö s e n sind. Nun haben aber

die, Letten solche Vereine nur in ganz geringem Umfang,
. währenddas Deutschtum in seinem Eristenzkampf sehr stark
I."t;.uf·solcheEinrichtungen angewiesen ist. Ferner fallen z. B.
«

dieGilden (es handelt sich um dise rein deutsche M a r i e n -

g i l d e , in der neben
"

Kaufleuten auch Literaten und

daß-

essiert waren, von der sie hofften, daß-durch- fie ine-

zaristische Zwingherrschaft in Russischpolen nisedergeworsen
werde, so Hei-warten heute die Ukrainer, daß
d i e p o lni sch e Arm e e, indem sie den polnischen Staat

verteidigt, für sie einmal dasselbe leisten
werde, was die deutsche Armee einst für die

P o l e n geta n h a t. Alle Phasen, die das politisch-e Volk
in der Zeit seiner Staatenlosigkeit durchlaufen hat: Auf-
stand, Terror, organische Arbeit, Loyalität usw» durchläuft
heute auch das unter vier Staaten aufgeteilte ukrainiscbe
Volk, — nur, wie es scheint, in weit schnellerem Tempo. I .e

ulrainischen Loyalitätsbekundungen sind sicherlich nicht
weniger ehrlich gemeint, als seinerzeit Jdie vielseitigen
und sich überkreuzendenLoyalitätsbekundungender-«politi-
schen Führer des polnischen Volkes.v Die ukrainischen
Politiker befinden sich in der glücklichenLage, an das Bor-
bild anknüpfen zu können, das ihnen die-einstmals im

Kampf um die Selbständigkeit ihres Staates und die Frei-.
heit ihres Volkes stehenden polnischen Politiker gegeben habem

gegen das Deutfchtum
Künstler aufgenommen wurden, und umdie schon stark mit
Letten durchsetzte Johannis gild.e, in der die hand-
werker zusammen-gefaßt waren) nur ihrer, Bezeichnung,
nicht aber ihrer Betätigung nach, unter die erwähnten
Gesetze; denn den Charakter zunstmäßiger Zusammen--
fassungen von Kaufleuten unsd handwerkerm den sie bei-.

ihrer Gründung im 13. Jahrhundert in der deutschen hause-
zeit besaßen, haben sie, soweit es sich um rein wirs-

sichaftliche Funktionen handelt, schon längst verloren;
nur die Funktion als Träger einer sozialen u n d

kulturellen Gemeinschaft war ihnen verblieben. Die

,«.Silvestergesetze«sind nur ein fadenscheiniger Vorwand fiir
einen erneuten Angriff auf das lettländische Deutschtum.

Die Euteignung des deutschen Großgrundbcsitzes
Es ist nicht«das erstemal, daß die Letten scheinbar

staatspolitisch notwendige Gesetze ummünzen und versälschen
zu Ausnahmegesetzen gegen das Deutschtum. Es braucht in

diesem Zusammenhang nur an die A gsr a r r efo r m d es

HJahretss1—9s20-1erinncertzu werden«-»Sie sah die-»Grün-
- dung«"e.ines"Lansds-onds"s;vor,s«au"sdem-- über-das- ganze Land
verstreut neue Bauernwirtschaften errichtet werden, ·bzw.
bestehende Kleinwirtschaften zu lebensfähigen Betrieben

ausgebaut werden sollten. Niemand wird sich der durchaus
verständlichen Zielsetzung dieser Reform der. Bosdenvertei-

lung verschließen Allein, auch bei der lettischen Agrar-
reform wurde der gesunde Kern verfälscht. In

-ihren praktischen Auswirkungen bildete sie lediglich ein

Instrument des lettischen Ehauvinism-us,
das dazu bestimmt war, das Deutschtum wurzellos zu
machen und seine Lebenskraft zu brechen· Richtete sich die

Agrarreform doch nicht nur gegen den deutschen
Großgrundbesitz, sondern mit derselben Schärfe

auch gegen die bäuerlichen Kolonisten
deutschen Volkstumsl Nur nebenbei sei erwähnt-
daß· von der landwirtschaftlich genutzten Fläche Lettlands
bei Beginn der Agrarreform bereits 75 v»f). zu bäuerlicken

Wirtschaften gehörten.Außerdem war aber der deutsche Groß-
grundbesitz durchaus bereit, dem Bedürfnis nach einer Ver-

stärkung des lettischen Bauerntums aus freien Stücken ent-
gegenzukommeczx er schlug deshalb vor, jeweils soviel Guts-

land zu enteignen, als wirklich Nachfrage vorhanden war-

Deutsrhe Leistung — lettischer »Dank«
Die Verständigungsbemiihungen des deutschen Groß-

grundbesitzes wurden von lettischer Seite rundweg ab-

gelehnt, obgleich die deutschen Großgrundbesitzer bereits vor

dem Kriege, in einer Zeit also, in der von einein lettlfchn
Druck keine Rede sein konnte, stets volles VerfkthdkllIka

die Bedürfnisse-· des lettischen JBauesrntjums sgezelqt hattefls
Es ist nicht überflüssig," daran zu. erinnern, daß es·2111
lettischses Volkstum heute nicht gäbe, wenn das baltiscbe
Deutschtum nicht jahrhundertelang eine konsequente Wider-

standspolitik gegen Russifizierung und Orthodoxie durch-
geführt hätte-. Die Letten verdanken die Er-
haltung ihrer Sprache den Deutschen. Die
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Deutschen hätten es wahrhaftig nicht«notwendig gehabt,
lettische Schulen zu gründen, eine lettische Schriftsprache zu
schaffen, lettische Lieder aufzuzeichnen und damit der Ver-
gessenheit zu entreißen, Bibel Und Gesangbücher ins
Lettische zu übersetzen,kurz die Grundelementje des lettischen
Volkstums zu pflegen und entwicklungsfähig zu machen. Sie
haben es dennoch getan. Sie wollten nicht
germanisieren.

Diese für das Werden des lettischen Volkstums ent-

scheidenden Leistungen des Deutschtums find selbst von den
Letten, wenn auch nur- gelegentttch, anerkannt worden. So

schreibt der keineswegs deutschfreundliche lettische Publizist-
B ihlm a n n s : »Die besten Vertreter des Deutsch-Ballen-
tums bemühten sich im 18. Jahrhundert um die Besserung
der Lage der lettischen Bauern. Sie waren um die geistige
Kultur der Letten besorgt . Die Deutschen traten auch
der Russifizierung scharf entgegen . . . Jm unabhängigen
freien Lettland kämpfen die Deutschen wie alle Einwohner
einmütig für eine gedeihliche Zukunft des Staates. Die

Deutsch-Ballen nehmen als energische, begabte und loyale
Staatsbürger eine geachtete Stellung im staatlichen Leben

ein. . .·'- So bemerkenswert solche Urteile über die kul-
turellen und wirtschaftlichen Leistungen des deutschen Volks-
tums für die Letten aus lettischer Feder sind, so wenig
haben sie in derBehandlung der Deutschen gihre praktische
Auswirkung gesunden.

- So wurden denn auch die erwähnten Berftändigungs-
vorschläge des deutschen Großgrundbesitzes im Jahre 1920
von lettischer Seite mit der restlosen Enteignung des
deutschen Besitzes beantwortet. Entschädigungen für- diese
Enteignung wurden nicht gezahlt; und das den Grund-

besitzern jeweils verbleibende Restgut in ein-er Größe von

25 Hektar wurde nach Möglichkeit so ausgewählt, daß seine
Weiterexiftenz so gut wie aussichtslos war. Diese Tatsache
wurde dann auch noch von der lettischen Presse mit

hämischer Schadenfreude bestätigt und gleichzeitig der

wahre Sinn des Agrarreformwerkes mit brutaler Offenheit
dargelegt. So schrieb beispielsweise die lettische Zeitung
,,Latv1jas sargs« zu dem Agrarreformgesetz: »Es wird wohl
kaum möglich sein, für die ehemaligen Großgrundbesitzer
auf dem Landstückchen, das das Gemeindekomitee ihnen
zuweisen wird, und das wohl sicher so ausgewählt werden

dürfte, daß man nicht darauf fortkommen kann, ein-e ertrag-
reiche Wirtschaft zu gründen. Sie werden gezwungen sein,v
ihr Landstück zu verkaufen. Dann wird das deutsche
Element nur auf die Städte beschränktsein, wo es zusehends
seiner Vernichtung entgegengeht. Seht doch, wie in Riga
zu Dutzenden die Kommissionsgeschäfte emporschießen, die

angefüllt sind mit den letzten Wertsachen und habseligkeiten
des deutschen Bürgertums und Adels, Das Deutschtum

Lehttlandshat am 16. September 1920 seinen letzten Stoß
er alten.«

Vernichtuug der deutschen Kolonisten
Aber auch das Schicksal der deutschen

bäuerlichen Kolonisten ist kennzeichnend für den

wahren Sinn des lettischen Agrarreformwerkes. Jn der
Zeit von.1907 bis 1914 waren etwa 20000 deutsche
Kolonisten aus dem Wolgagebiet und aus Wolhynien in
dem heutigen Gebiet Lettlands als heuerlinge, Pächter und.
Bauern angesetzt worden. Sie alle hatten auf Grund des

Agrargesetzes Anrecht auf die Zusprechung von Land aus

dem Landfonds. Doch auch hier wandte die lettländische
Regierung das Agrarreformgesetz als bewußtes Ausnahme-
gesetz gegen das Deutschtum an und degradierte damit die
deutsche bäuerliche Bevölkerung zwangsläufig zum Prole-

tariat. Die Tatsache, daß die deutschen Kolonisten sich-nach
ihrer Ueberfiedlung nach Kurland nicht auf ihre neuen
Gemeinden hatten umschreiben lassen, was im alten Buß-
land viel Zeit und nochmehr Geld kostete, benutzten die
Letten zu der· Behauptung,"daß diese Kolonisten nicht als

Ortsangesessene im Sinne des lettländischen Staatsange-
hörigkeitsgesetzes zu betrachten seien. Sie konnten daher
das Bürgerrecht nur auf besonderen Antrag erwerben;
allein, sämtliche Gesuche dieser Art wurden von der lett-

ländifchenRegierung kurzerhand abgelehnt. So ging zu-
nächst die .Mehrzahl der heuerlinge und Pächter
ihres Anspruchs auf Bauernland verlustig, obgleich sie
diesen Anspruch mit gutem Recht noch aus anderem Grunde
nachdrücklich fordern konnten. Sie hatten mitgeholfen,
dsen jungen lettischen Staat unter Einsatz ihres Lebens von

den Bolschewiken zu befreien, und es war nicht mehr als
billig, daß der Staat ihnen für ihren opferbereiten Einsatz
die Verleihung von Kriegerland zusagte. Doch dieses Ber-
sprechen wurde schließlichvon der lettländischen Regierung
nicht gehalten.

- -

Aehnlich wie den heuerlingen und Pächtern erging es

aber auch den d e uts che n B a u e rn, die bereits Bauern-
land eigentümlich besaßen, das jedoch in vielen Fällen noch
nicht grundbuchamtlich eingetragen war. weil unter der
alten russischeniRegierung auch solche Eintragungen mit
hohem Kostenauswand verbunden waren. Während nun

die lettländischeRegierung den lettischen Bauern die nach--
träglichezAufnahme ihresBesitzes im Grundbuch in allen

Fällen gestattete. wurde den deutschen Bauern diese Mög--
lichkeit großenteils versagt; sie· wurden erbarmungslosT
ohne jede Entschädigung auf die Straße
ge se tz t. Damit war das Schicksal der deutschen Kolonisten
so gut wie besiegelt. 12 000 von ihnen verließenk
d a s L a n d, der Rest verteilte sich über ganz Kurland, wo

er, von den lettischen Bauern ausgenutzt, unter erdrücken-
den Verhältnissen lebt, mit Mühe fein Deutschtum-
behauptend.

"

Ein falscher Vergleich »

Das war der eigentliche Sinn der Agrarreform, das ist
auch der neuesten Gesetze letzter Schluß; Vernichtung des
Deutschtums unter dem Deckmantel staatspolitisch scheinbar
notwendiger Gesetze« Es ist selbstverständlich,daß d ie-

lettisch e P r esse auch jetzt wieder sich die erdenklichste
Mühe gibt, die wirtschaftspolitischen Gesetze als »rein
objektive Maßnahmen« der lettländischen Regierung zum-
Wohle des ganzen Volk-es hinzustellen. Die Erregung des

Deutschtums, das sich keiner Jllusion über die wahre Be-

deutung dieser Gesetze hingibt,sberuhigt man von lettischer
Seite mit dem hinweis, daß sich in Deutschland ganz ähnliche
Maßnahmen, beispielsweise auf dem Gebiete der Landwirt-

schaft, eine Zusammenfassung aller Kräfte des Landvolkes

zu einer Einheit, durchgesetzt haben, »g-erade sowie es in-
Lettland das Gesetz über den Aufbau der Landwirtschafts-
kammer bezwecke«. Gewiß, man wird den gesunden wirt-:

schaftspolitischen Grundgedanken dieser Maßnahmen nicht
anzweifeln.-Abersdie Ausführungsbestimmungen
lettländischer Gesetze gingen stets und gehen auch in diesem
Fall wieder über das staatspolitsisch notwendige Maß hinaus
und lassen sie zum Instrument des lettischen Ehauvinismus
im Kampf gegen das Deutschtum werden, D i e Si l v est e r-

gefetz e sin d, das muß noch einmal festgestellt werden,
ebenso wie das Agrarresormgessetz des

Jahres 1920 nur Deckmantel für die Unter-

drückung und Ausrottung des deutschen
V o l k s t u m s. want-ers

Persönliches
Sein 405ähriges Dienstjubiläum bei der Reichsbahn begiug

ain 1. November 1935 der Reichsbahnzugsiihrer Hermann Befi-
Osnabriick,-Taniieiilnirgstr. 105, früher Hohensalza, Alexander-
strasze 2. Der Jubjlar wurde »aus diesem Anlaß durch ein

Schreiben des- Führers und Reichskanzlers sowie des General-
direktors der Reichsbahngesellfchaft ausgezeichnet

Gestorben: Väckermeister Paul Steinke in Berlin, früher
Hohenfalza, am 9. 2. 1936.
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Friftablauf für Geschädigte
Im Reichsgesetzblatt vom 8. Februar d. Js» Seite 62, ist eine

Verordnung über die Härtebeihilsen siir bedürstige Inhaber von

zinsgesenkten Schuldverschrcibungen erschienen. Bediirftige ver-

dräugtc Grenzlanddeutsche, deren Entschädigung in Schuld-·
verfihreibungen gezahlt worden ist, werden daraushmgewiesem
daß gemäß dieser Verordnung Härtebcihilfen beantragt werden
müssen und der Antrag für die Gewährung einer Härteberhilse
für dic Zeit vom 1. Juli 1936 bis 30. Juni 1937 spätestens
bis Ende Feb ru a r d. Eis-, gestellt werden muß. Alles Nahere
ift aus oben angezogencm Reichsgesctzblatt zu ersehen.


